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Rezensionen

Oberloskamp, Eva: Fremde neue Wel-
ten. Reisen deutscher und französischer
Linksintellektueller in die Sowjetunion
1917–1939. München: Oldenbourg Ver-
lag 2011, 472 Seiten, 49,80e.

Dieses Buch ist die überarbeitete Fassung
der Dissertation, mit der die Autorin im
Jahre 2008 an der Ludwig-Maximilian-
Universität München (Doktorvater: Prof.
Dr. Dr. h. c. mult. Horst Möller) und
an der Universität Paris IV (Doktorvater:
Prof. Dr. Georges-Henri Soutou) promo-
viert wurde.

Die engmaschige Gliederung hat den Um-
fang von drei Seiten. Die themenbezoge-
ne Fragestellung in vier von fünf Kapi-
teln gestattet es, Einzelaspekte des Unter-
suchungsgegenstandes zu erfragen. Fünf-
zehn Fotos und sechs Grafiken verstärken
den Charakter eines Nachschlagwerkes.
Bei der Darstellung des geschichtlichen
Hintergrundes bezieht sich Oberloskamp
weitgehend auf die Geschichte der Sowjet-
union 1917–1991 vonManfred Hildermei-
er (München 1998). Bei der Transliterie-
rung der russischen Begriffe und Namen
bedient sie sich der volkstümlichen Be-
zeichnungen, wenn sie im Deutschen ge-
läufig sind (Bolschewiki, Trotzki), sonst
der wissenschaftlichen (Zinov’ev), was
für den Leser mitunter verwirrend ist.

Die Autorin arbeitet neben einigen Ge-
meinsamkeiten auch beachtliche Unter-
schiede zwischen den Kommunisten der
Weimarer Republik und der Dritten Repu-
blik heraus. Dort begann sich die Partei
erst in den dreißiger Jahren ernsthaft mit
den Werken von Marx und Engels zu be-
schäftigen.

Sie untersucht die Reiseberichte von 52
deutschen und französischen Linksintel-
lektuellen, die zwischen 1917 und 1939
Sowjetrußland bzw. die Sowjetunion be-
suchten. Das Zahlenverhältnis beträgt 28

zu 24. Neun deutsche und acht französi-
sche Reisende waren Mitglieder der KPD
oder KPF. Einige bereisten das Land nur
einen Monat lang, andere mehrere Mona-
te, einige waren nur einmal dort, andere
mehrmals. Als Charakteristikum der Stim-
mung der Reisenden bezeichnet die Au-
torin „das Empfinden einer gravierenden
Krise im eigenen Land bzw. allgemein
in der gesamten ‚westlichen Welt‘“. Die
1929 ausbrechende Weltwirtschaftskrise
ließ für sie die Sowjetunion als „leuchten-
des Beispiel für die Möglichkeiten eines
alternativen Weges“ erscheinen. Die Ab-
neigung gegen das eigene politische Sy-
stem und den Parlamentarismus sei jedoch
bei den Deutschen stärker gewesen als bei
den Franzosen. Die französischen Linksin-
tellektuellen gingen in ihrem Denken stär-
ker vom Wert des Individuums aus, bei
den deutschen sei die Neigung, gewalt-
same Mittel zur Durchsetzung politischer
Ziele zu akzeptieren, größer gewesen.

Oberloskamp findet als Ursache für das
besondere Interesse der Protagonisten am
Sowjetstaat in mehreren Biographien per-
sönliche Bekanntschaften und Verbindun-
gen mit kommunistischen bzw. aus der So-
wjetunion stammenden Frauen. Bei eini-
gen deutschen Linksintellektuellen, die in
finanzielle oder berufliche Schwierigkei-
ten geraten waren, habe die Hoffnung auf
ein besseres Leben in der Sowjetunion ei-
ne große Rolle gespielt. Franz Jung und
Henri Guilbeaux drohte in ihrem Heimat-
land die Strafjustiz.

Die Autorin schreibt, daß bei einer Reihe
von Reisenden das Bild der Sowjetunion
von der moskaugesteuerten Propaganda
geprägt gewesen zu sein scheint. Diese be-
diente sich eines Netzes von Institutionen,
die das linke Milieu anderer Länder ideo-
logisch beeinflußten. Das sowjetische Sy-
stem übte aber auch auf die künstlerisch-
literarische Avantgarde und unterschiedli-
che Reformbewegungen eine Faszination
aus.
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Die Autorin hebt hervor, daß die Rei-
sen von den sowjetischen Stellen sehr un-
terschiedlich behandelt wurden. Parteimit-
glieder wurden ähnlich wie sowjetische
Genossen behandelt. Exponierte sympa-
thisierende Intellektuelle, denen Bedeu-
tung als „Multiplikatoren für ein positi-
ves Renommee der Sowjetunion“ beige-
messen wurde, konnten schon, wie Lion
Feuchtwanger schrieb, „so triumphal emp-
fangen“ werden, daß es schwerfiel, „nicht
größenwahnsinnig zu werden“. Besonders
in den dreißiger Jahren hätten die umwor-
benen Reisenden in „geradezu exzessiv
luxuriösen Verhältnissen“ gelebt. Klaus
Mann hatte den Eindruck, er lebe in Mos-
kau „auf einer goldenen Insel“. Ähnliches
erlebten Oskar Maria Graf, Romain Rol-
land und André Gide.

In den frühen zwanziger Jahren konnten
Reisende mit Lenin, Bucharin, Trotzki, Si-
nowjew und anderen bekannten Persön-
lichkeiten zusammentreffen. In den drei-
ßiger Jahren konnten besonders umworbe-
ne Reisende Gespräche mit Stalin führen.
Schriftstellern wurde der für sie schmei-
chelhafte Eindruck vermittelt, daß die Li-
teratur in der Sowjetunion einen besonde-
ren Stellenwert besitze.

In etwa zwei Fünftel der von Oberlos-
kamp ausgewerteten Reiseberichte ist die
Einschätzung enthalten, daß es sich bei
der „Diktatur des Proletariats“ um die
Alleinherrschaft der Partei handle. Die
Machtkonzentration in den Händen Sta-
lins schlage sich in den ausgewerteten
Aufzeichnungen aber nur sehr schwach
nieder. Einzige Ausnahe war André Gide,
der nach seiner Rückkehr niederschrieb,
daß die Unfreiheit in der Sowjetunion wo-
möglich noch größer sei als im national-
sozialistischen Deutschland. Die Autorin
geht davon aus, daß 70 Prozent der Rei-
senden um die „Liquidierung“ politischer
Gegner, willkürliche Exekutionen, Haft
und Verbannung, Zwangsarbeit etc. wuß-
ten, einige die Ausmaße dieses Terrors je-
doch unterschätzten oder zu verharmlosen

suchten. So betonte Heinrich Vogeler die
Milde der sowjetischen Justiz und nann-
te die Polizei einen „Teil des Volkes“. Ot-
to Heller schätzte 1930 die Gesamtzahl
der nach Sibirien Verbannten auf 600, sie
führten seiner Meinung nach ein sehr an-
genehmes Leben. Charles Vildrac wieder-
um hielt den Bau des Weißmeer-Ostsee-
Kanals, bei dem etwa 25 000 Häftlinge
jämmerlich ums Leben kamen, für einen
lobenswerten Ersatz für Gefängnisse. Er-
staunlich findet Oberloskamp, daß nur we-
nige die Großen Säuberungen und die
drei großen Moskauer Schauprozesse the-
matisierten. Feuchtwanger und Vaillant-
Couturier suchten sie zu rechtfertigen.

Oberloskamp schreibt, daß viele Reisen-
de, die von der Dynamik des sowjetischen
Aufbaus beeindruckt waren, im Waren-
mangel ein vorübergehendes Problem ge-
sehen hättensahen, das die Bevölkerung
kaum als solches empfunden habe. Emil
Julius Gumbel behauptete 1932 sogar, daß
die Bevölkerung den Mangel mit Freude
empfinde. Ein einziger Reisender, Hans
Siemsen, beurteilte 1931 den Ersten Fünf-
jahresplan insgesamt kritisch. Er verwies
auf die Vernachlässigung der Bedürfnisse
der Menschen und die Ausrottung der Ku-
laken. Kein einziger, der 1933/34 die So-
wjetunion besuchte, erwähnte das Massen-
sterben in der Ukraine.

Die Schwierigkeiten der Planwirtschaft
wurden von einigen Reisenden als skur-
rile Auswüchse betrachtet. Einige Fellow-
Traveller und Kommunisten machten Sa-
boteure und Kulaken für die Mißstände
verantwortlich. Einige betonten, daß die
Umstellung des Wirtschaftslebens im Zu-
ge des Fünfjahresplanes nichts mit will-
kürlichem Zwang zu tun hätte und weit-
gehend auf Freiwilligkeit beruhe. Nur tat-
sächliche Verbrecher würden auf rechts-
staatlichem Wege als Kulaken enteignet.
Die Autorin stellt fest, die mangelnden
Anreize für technischen Fortschritt und ei-
ne effiziente Nutzung der Produktionsfak-
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toren seien von keinem Reisenden thema-
tisiert worden.

In einer Bilanz schreibt Oberloskamp, ei-
nem Großteil der Autoren seien im po-
litischen, wirtschaftlichen und kulturel-
len Bereich negative Aspekte der sowjeti-
schen Diktatur aufgefallen. Mitglieder der
Kommunistischen Partei hätten dagegen
ein beschönigendes Gesamtbild der dama-
ligen Lage gezeichnet. Kritik wurde noch
am ehesten an den Zuständen auf dem Ge-
biet der sowjetischen kulturellen Produkti-
on geübt. Im Bereich der Wirtschaft seien
viele Reisende gravierenden Fehlwahrneh-
mungen aufgesessen. Insgesamt seien vier
Fünftel der zitierten Autoren in ihren Be-
richten zu einem eindeutig positiven Ur-
teil über die Sowjetunion gekommen. Bis
auf wenige Ausnahmen wollten sie offen-
bar nicht von den positiven Erwartungen,
mit denen sie ins Land gekommen waren,
abrücken. Nur ein Zehntel habe sich ein-
deutig negativ geäußert.

Oberloskamp hat eine gelehrte Studie vor-
gelegt, deren Quellen- und Literaturver-
zeichnis 46 engbedruckte Seiten umfaßt.
Ärgerlich ist, daß sie im Verzeichnis der
veröffentlichten Reiseberichte, die später
neu aufgelegt wurden, nicht die Erstauf-
lage angibt, was die Rückverfolgung von
Fußnoten, für die das Erscheinungsdatum
notwendig ist, erschwert.

Otto Wenzel

Snyder, Timothy: Bloodlands. Europa
zwischen Hitler und Stalin. München:
C. H. Beck 2011, 523 Seiten, 29,95e.

Der Yale-Historiker Timothy Snyder ana-
lysiert in seinem – laut Klappentext –
in zwanzig Sprachen und kürzlich auch
in Deutsch erschienenen Geschichtswerk
drei eng miteinander verknüpfte Mensch-
heitskatastrophen: Stalins Terrorkampa-
gnen und die Massenhungersnot im Zu-
ge der Kollektivierung in der Ukraine,
Hitlers Judenmord sowie schließlich den
Hungerkrieg der NS-Besatzer gegen die

russische Zivilbevölkerung und die sowje-
tischen Kriegsgefangenen. Die „Blood-
lands“ erscheinen als eine kontaminier-
te Todeszone, Schauplatz der Ermordung
von ca. vierzehn Millionen Menschen im
selben geographischen Raum (Ost- und
Mitteleuropa) und im selben Zeitraum von
nur zwölf Jahren (von 1933 bis 1945).

Snyders Studie hat bereits kurz nach ih-
rem Erscheinen eine Reihe linkskonser-
vativer Publizisten elektrisiert, die sich
mittlerweise auch mit Besprechungen in
der Tagespresse zu Wort gemeldet ha-
ben. Alan Posener, ehemals maoistischer
Studentenfunktionär und heute Redakteur
im Springer-Verlag, lobte in der Welt am
Sonntag das „genaue Hinsehen“ auf ei-
ne bestimmte historische Konstellation.
Das Buch sei ein unverstellter und zu-
gleich von jeder volkspädagogischen Ab-
sicht freier Blick auf die Zivilisationsbrü-
che der Stalinisten und der Nazis in dieser
umkämpften Region Mittel- und Osteuro-
pas, die – so Bernhard Schultz im Tages-
spiegel – bis heute aus dem europäischen
Bewußtsein ausgeblendet blieb.

Die „Blutländer“ erstreckten sich von Zen-
tralpolen bis Weißrussland, einschließlich
der Ukraine und der baltischen Staaten.
Die Mehrheit der Ermordeten waren Ju-
den (ca. 5,4 Millionen Menschen), rund
3,3 Millionen Sowjetbürger, hauptsäch-
lich Ukrainer, sowie Weißrussen, Polen
und Balten. Sie wurden zwischen 1933
und 1945 ermordet, also in einer histo-
rischen Phase, in der Stalin in Moskau
und Hitler in Berlin gleichzeitig uneinge-
schränkt herrschten.

Der Geschichtsprofessor aus den USA be-
tont, daß die Nazis nicht nur die europäi-
schen Juden auslöschen, sondern auch Po-
len und die Sowjetunion als selbständige
Staaten vernichten, die polnischen und die
russischen Führungsschichten liquidieren
und eine möglichst große Zahl von Sla-
wen umbringen wollten: „Wäre der Krieg
gegen die UdSSR wie geplant verlaufen,
so wären 30Millionen Zivilisten im ersten
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Winter verhungert und danach viele weite-
re Millionen vertrieben, ermordet, assimi-
liert oder versklavt worden.“

Es ist beeindruckend, wie der Autor die
Zerstörungsprozesse in dieser Todeszone
beschreibt, Er belegt die Zahl der Toten
immer wieder mit genau recherchierten
Daten und dokumentiert ihre Herkunft,
ihre Nationalität und die Orte des To-
des. Snyder hält sich strikt an die Fakten;
geschichtsphilosophische Konstruktionen
sind dem in Oxford promovierten Wissen-
schaftler fremd.

In Mitteleuropa überschnitten sich Hitlers
und Stalins imperiale Pläne. Hier kämpf-
ten Wehrmacht und Rote Armee zunächst
Seite an Seite gegen Polen, ab 1941 dann
gegeneinander. In diesem Raum konzen-
trierten SS und NKWD ihre Kräfte, und
hier errichteten die Nationalsozialisten die
meisten Todesfabriken und Vernichtungs-
lager.

Die Durchsetzungsmethoden der Stalini-
sten und der Nationalsozialisten waren
auf erschreckende Weise ähnlich. Am
23. August 1939 schloß Stalin aus ei-
ner Position der ökonomischen und po-
litischen Schwäche heraus mit Hitler
einen deutsch-sowjetischen Nichtangriffs-
pakt. Stalin und sein Außenminister Mo-
lotow wollten die UdSSR um jeden
Preis aus einem möglichen Krieg zwi-
schen Frankreich und Großbritannien ge-
gen Deutschland heraushalten oder zu-
mindest Zeit gewinnen. In einem gehei-
men Zusatzprotokoll zum „Hitler-Stalin-
Pakt“ hatte der deutsche Außenminister
Ribbentrop für den Fall einer territorial-
politischen Umgestaltung den Zugriff der
UdSSR auf die baltischen Staaten und an-
dere Gebiete jenseits der neuen Demarka-
tionslinie akzeptiert.

Am 1. September 1939 griff die Wehr-
macht Polen an, und am 17. September
überschritt die Rote Armee die polnische
Ostgrenze. Der russische Angriff besie-
gelte – so der britische Militärhistoriker
Liddell Hart – Polens Schicksal. In den

folgenden Wochen ermordeten SS und
NKWD rund 200 000 polnische Staatsbür-
ger. Die Aufteilung Polens war abgespro-
chen, aber noch nicht abgesichert.

Am 22. Juni 1941 fiel die Wehrmacht in
Russland ein. In den kommenden Kriegs-
jahren starben in der Sowjetunion rund
neun Millionen Rotarmisten und vierzehn
bis siebzehn Millionen Zivilisten. Trotz
Stalins strategischem Opportunismus, der
beim deutsch-sowjetischen Nichtangriffs-
pakt mit allen Traditionen des interna-
tionalen Kommunismus gebrochen hatte,
konnte er den Angriff Hitlers nur um zwei
Jahre verzögern.

Während des Zweiten Weltkrieges ermor-
deten die Nationalsozialisten – so Sny-
der – „ebenso viele Nichtjuden wie Juden,
vor allem durch das Verhungernlasssen
sowjetischer Kriegsgefangener (über drei
Millionen) und der Einwohner belagerter
Städte (über eine Million) oder durch die
Erschießung von Zivilisten bei ‚Vergel-
tungsmaßnahmen‘ (fast eine Million, vor
allem Weißrussen und Polen)“. Die deut-
schen Verluste erwähnt Snyder übrigens
nur punktuell und am Rande. Sie sind in
diesem Buch auch nicht sein Thema.

Die Menschen starben – so Snyder – als
„Resultat einer Interaktion beider Syste-
me“. Mit seiner Studie will der Autor
aber weder den (deutsch-österreichischen)
Völkermord an den europäischen Juden,
noch den (politisch begründeten) „Klas-
senmord“ der russischen Stalinisten an
vermeintlichen oder tatsächlichen Fein-
den relativieren, sondern sowohl den Ju-
denmord der Nazis als auch den Massen-
mord der Stalinisten als europäische Er-
eignisse und schreckliches Erbe „neu ge-
wichten“ (so Bernhard Schultz).

Mit seiner These einer „Interaktion“ zwi-
schen Stalinisten und Nazis in der Todes-
zone stellt der 41jährige Snyder ein fest-
gefügtes Tabu über die Unvergleichbar-
keit des Judenmordes mit anderen Völker-
morden fast beiläufig in Frage. Denn seit
dem „Historikerstreit“ im Sommer 1986
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wurde im westdeutschenWissenschaftsbe-
trieb streng zwischen den Verbrechen der
Nazis und den stalinistischen Verbrechen
unterschieden.

Außerhalb der westdeutschen Historiker-
Community hat diese Tabuisierung aller-
dings nur sehr wenige Historiker über-
zeugt. Selbst die Mehrheit der DDR-Hi-
storiker hielt seinerzeit Abstand vom Anti-
Nolte-Netzwerk. Dennoch schlug dieser
Disput zwischen Ernst Nolte, Andreas
Hillgruber, Klaus Hildebrand und Mi-
chael Stürmer auf der einen und Jür-
gen Habermas und Hans-Ulrich Wehler
auf der anderen Seite an allen westdeut-
schen bzw. West-Berliner Universitäten
hohe Wellen. Heute jedoch, nur zwanzig
Jahre nach der deutsch-deutschen Neuver-
einigung, ist dieser Streit fast völlig in
Vergessenheit geraten. Die fast ausschließ-
lich positive Reaktion im deutschsprachi-
gen Feuilleton auf Snyders Studie macht
dies deutlich. Snyder selbst geht übrigens
in seinem Buch mit keinem Wort auf Nol-
tes spekulative These von der „asiatischen
Tat“ der Nationalsozialisten ein.

Der britische Historiker Tony Judt (1948–
2010) erklärte kurz vor seinem frühen Tod,
daß Bloodlands auf Jahrzehnte hin das
wichtigste Buch zum Thema sei. Der in-
tellektuelle Bezug von Tony Judt und Ti-
mothy Snyder ist übrigens die New Left in
Großbritannien und den Vereinigten Staa-
ten. Ihr Denken ist kapitalismuskritisch
und antistalinistisch, europäisch und un-
dogmatisch. Tony Judt, dieser „Dissident
des Zionismus“, so Lorenz Jäger in der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung, trifft
mit seinem Urteil über Snyders Studie den
Nagel auf den Kopf. Denn mit seiner Ar-
beit eröffnet Snyder auch für die jüngeren
deutschen Historiker neue Perspektiven.
Die Geschichtsschreibung in Deutschland
kann von der anglo-amerikanischen Hi-
storiographie lernen und auch bei diesem
kontaminierten Thema anhand von Fak-
ten und Zahlen sowie einem die National-
geschichten übergreifenden Ansatz zu ei-

ner präzisen Analyse historischer Konstel-
lationen zurückfinden.

Alles in allem: ein mutiges Buch. Es wä-
re ihm allerdings sehr zu wünschen, dass
die nächste Auflage in einer verbesserten
deutschen Übersetzung präsentiert wird.

Tilman Fichter

Beleites, Michael u. a. (Hrsg.): Klassen-
kampf gegen die Bauern. Die Zwangs-
kollektivierung der ostdeutschen Land-
wirtschaft und ihre Folgen bis heute.
Berlin: Metropol Verlag 2010, 167 Sei-
ten, 16,00e.

Die Fernsehsendung „Bauer sucht Frau“
ist sicherlich manchem bekannt. Darin
präsentiert sich auch der eine oder ande-
re ostdeutsche Bauer immer wieder gern –
zur (Schaden-)Freude eines Millionenpu-
blikums. Weit weniger vertraut dürfte aber
vielen sein, daß der Bauernstand in Ost-
deutschland noch immer von den Aus-
wirkungen der sozialistischen Agrarpoli-
tik geprägt ist. Denn die ostdeutsche Land-
wirtschaft in den Jahren des SED-Regi-
mes ist auch über 20 Jahre nach dem Fall
der Mauer ein in der Breite vernachlässig-
tes Thema im, zugegebenermaßen, weiten
Feld der DDR- Aufarbeitung.

Einen übersichtlichen aber doch facetten-
reichen Einstieg in das Thema eröffnet
der Sammelband Klassenkampf gegen die
Bauern – Die Zwangskollektivierung der
ostdeutschen Landwirtschaft und ihre Fol-
gen bis heute, der von Michael Belei-
tes, Friedrich Wilhelm Graefe zu Baring-
dorf und Robert Grünbaum herausgege-
ben wurde. Darin zeichnen Zeitzeugen,
Journalisten undWissenschaftler ein diffe-
renziertes Bild der sozialistischen Agrar-
politik deutscher Prägung mit samt ihren
Auswirkungen bis in die Gegenwart. Im
Zentrum der Analysen steht die von der
SED gesteuerte und mit allen Mitteln er-
zwungene Kollektivierung des landwirt-
schaftlichen Raumes der Jahre 1959/60.
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Eröffnet wird der Sammelband nach dem
Vorwort der Herausgeber mit einem Bei-
trag des Zeitzeugen und Altbauers Man-
fred Probst. In wenigen Worten lenkt
er die Aufmerksamkeit des Lesers auf
die Folgen der Kollektivierung – sowohl
auf persönlicher wie auch auf politischer
Ebene. In Ansätzen läßt sich schon hier
die Tragweite der politisch gewollten
Vergenossenschaftlichung des ländlichen
Raumes erkennen. Eine wissenschaftliche
Einführung im klassischen Sinn unter-
nimmt im Anschluß Jens Schöne. Aus-
gehend von der Bodenreform unmittelbar
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges
skizziert er die Landwirtschaftspolitik in
der sich 1949 gründenden DDR bis zur
Kollektivierung 1960. Schnell wird klar:
Die Umgestaltung der ostdeutschen Land-
wirtschaft erfolgte nicht nach ökonomi-
schen, sondern streng nachpolitisch-ideo-
logischen Vorgaben. „Mit ihr sollten auch
die Sozialstruktur auf dem Lande, die ge-
wachsenen Beziehungen in den Dörfern
und nicht zuletzt die Machtverhältnisse
umfassend und dauerhaft verändert wer-
den“, schreibt der Historiker gleich zu Be-
ginn (S. 19 f.)

Auf der Grundlage erhalten gebliebener
Volkspolizei-Rapporte analysiert der Hi-
storiker Udo Grashoff im folgenden Bei-
trag die Selbsttötungsrate unter der land-
wirtschaftlichen Bevölkerung auf dem Hö-
hepunkt der Zwangskollektivierung 1960.
Anhand einzelner Schicksale gelingt es
ihm, einen zeitlichen Zusammenhang
zwischen der erzwungenen Vergenossen-
schaftlichung einerseits und Selbstmor-
den unter Bauern andererseits herzustel-
len und nachzuweisen, auch wenn die tat-
sächlichen Motive der Suizidhandlungen
nicht immer zweifelsfrei bestimmt wer-
den können. Auf einer breiteren Quellen-
grundlage untersucht daran anschließend
Falco Werkentin die Methoden des Klas-
senkampfes auf dem Land. Ausgehend
von der Bodenreform beleuchtet er die
Struktur der Landwirtschaftsbetriebe in

der DDR und konzentriert sich vor allem
auf die Mittel- und Großbauernbetriebe,
also diejenigen, die zwischen zehn und
100 Hektar Land bewirtschafteten. Wer-
kentin beschreibt, wie insbesondere die
Großagrarier unter dem Druck der SED in
den Jahren von 1952 bis 1960 litten und
wie die Justiz als „Hebel der gesellschaft-
lichen Umwälzung“ (vgl. S. 49) fungier-
te. Dabei geht er auch auf Möglichkeiten
des Widerstandes bäuerlicher Familienbe-
triebe ein, zeigt aber gleichzeitig, mit wel-
chen Schwierigkeiten Formen des Prote-
stes in Anbetracht der Notwendigkeit der
täglichen Versorgung von Stall und Feld
behaftet waren.

Über die Formen und Ausmaße des Wi-
derstandes gegen die Kollektivierung gibt
auch Daniela Münkel eine Einschätzung
ab. Sie richtet den Fokus auf die ge-
heime Berichterstattung des Ministeriums
für Staatssicherheit (MfS) an die SED-
Führung und stellt widerständiges Verhal-
ten in allen Bezirken der DDR fest. „Alles,
was nur irgendwie dazu angetan schien,
die Pläne der Vollkollektivierung zu stö-
ren, wurde der SED-Führung zur Kennt-
nis gebracht“, schreibt Münkel (S. 74), die
die relative Unverblümtheit der MfS-Do-
kumente hervorhebt, wodurch es ihr auch
gelingt, zu zeigen, wie die Stasi im un-
tersuchten Zeitraum ihren Einflußbereich
und ihr Informationsnetz im ländlichen
Raum massiv ausbaute.

All diese Beiträge zeigen in unterschiedli-
cher Art, daß die Vollkollektivierung kei-
neswegs freiwillig geschah – wie von
der SED propagiert –, sondern nur durch
massive Repression, Erpressung und Ge-
walt zustande kam. Der „sozialistische
Frühling“, wie die Kollektivierung im of-
fiziellen Parteiduktus umschrieben wur-
de, war menschlich und moralisch tief-
ster Winter. Daß die dadurch geschaf-
fenen Großstrukturen bis in die Gegen-
wart fortwirken, zeigen die folgenden Ab-
handlungen. Jörg Gerke, der selbst Bau-
er in Mecklenburg-Vorpommern ist, unter-
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sucht die Auswirkungen der DDR-Agrar-
strukturen auf ländliche Regionen in Ost-
deutschland nach 1990. Er kritisiert die
personelle Kontinuität in Landwirtschafts-
betrieben über die Wende hinaus. Dem-
nach hätten ehemalige SED-Agrarkader
die früheren LPG-Betriebe übernommen,
während ein Großteil der einfachen LPG-
Mitglieder um ihre Ansprüche gebracht
wurde (vgl. S. 95). So konnten sich nach
Gerkes Ausführungen einige wenige riesi-
ge Flächen sichern, die noch dazu durch
die EU mit Millionensummen subventio-
niert werden. Auch im nächsten Beitrag
möchte Uwe Bastian deutlich machen,
daß die früheren Großstrukturen der indu-
strialisierten Landwirtschaftbetriebe wei-
testgehend erhalten geblieben sind und ei-
ne Anpassung der DDR-Landwirtschaft
an die des Westens ausblieb. Bis zu 90
Prozent der landwirtschaftlichen Nutzflä-
che in Ostdeutschland, so Bastian, sei im
Besitz ehemaliger SED-Funktionäre.

Hans Dieter Knapp thematisiert daran
anschließend die Industrialisierung des
ländlichen Raumes der DDR, die er
als unmittelbare Folge der Kollektivie-
rung beschreibt. Beides, Kollektivierung
und agroindustrielle Produktion, seien
Teil eines ideologisch begründeten Ge-
samtsystems zur Schaffung einer „Klas-
se der Genossenschaftsbauern“ gewesen,
mit weitreichenden Folgen auf die Natur
und Landschaft im Osten Deutschlands,
auf die Knapp ausführlich eingeht. Hel-
mut Klüter beschließt den wissenschaft-
lichen Teil des Sammelbandes mit ei-
ner statistisch-orientierten Studie, die un-
terschiedlichste Aspekte landwirtschaftli-
cher Produktion der jüngsten Vergangen-
heit in ost- und westdeutschen Bundes-
ländern in den Blick nimmt. Seine er-
nüchternde Bilanz: „Eine Umstrukturie-
rung der aus der DDR-Zeit überkomme-
nen großbetrieblichen Landwirtschaft hat
bisher kaum stattgefunden. . . . Große Tei-
le der Landwirtschaft . . . sind regionalwirt-
schaftlich unproduktiv.“ (S. 154) Eine Po-

sition, die auch Friedrich Wilhelm Grae-
fe zu Baringdorf im abschließenden Nach-
wort vertritt.

Insgesamt vermittelt das Buch damit
einen facettenreichen Überblick zur Land-
wirtschaft in der DDR. Die historischen
Entwicklungen zwischen dem Bau der
Mauer 1961 und der Friedlichen Revolu-
tion 1989 geraten zwar etwas aus dem
Blick. Stattdessen beleuchtet der Sammel-
band verstärkt unterschiedliche Perspek-
tiven der Kollektivierung und bietet dar-
über hinaus auch Ansätze, das Thema stär-
ker in der politischen Bildung zu veran-
kern: Zum Beispiel anhand von Einzel-
schicksalen (Grashoff), MfS-Akten (Mün-
kel) oder den Dokumenten, die im Text
von Werkentin abgedruckt sind. Schade
ist jedoch, daß das Buch für Leser, die
sich im Anschluß an die Lektüre noch aus-
führlicher mit dem Thema befassen wol-
len, keine beigefügte Auswahlbibliogra-
phie bereithält. Deutlich wird aber, daß
die sozialistische Umgestaltung der land-
wirtschaftlichen Produktion in der DDR
auch nach über 20 Jahren deutscher Ein-
heit Fragen an die heutige Gesellschaft
stellt. Die Herausgeber fordern darüber ei-
ne breite öffentliche Debatte.

Benjamin Griebe

Gieseke, Jens/Wentker, Hermann
(Hrsg.): Die Geschichte der SED. Eine
Bestandsaufnahme. Berlin: Metropol-
Verlag 2011, 272 Seiten, 19,–e.

Die beiden von der Stiftung Aufarbeitung
der SED-Diktatur beauftragten Herausge-
ber formulieren in ihrer Einleitung einen
hohen Anspruch für die in diesem Band
versammelten Beiträge. Bisher sei in der
DDR-Forschung die SED zu einfach ge-
sehen worden. Es sei weiterhin offen, ob
die SED eine kommunistische Partei, ei-
ne deutsche Partei und/oder eine totali-
täre Partei gewesen war. „Insgesamt muss
die SED demnach sehr viel differenzier-
ter als bisher betrachtet werden. Differen-
zierung heißt freilich nicht Relativierung:
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Die SED stand im Zentrum der ostdeut-
schen Diktatur, sie konnte bei der Aus-
übung ihrer Herrschaft nie auf Gewalt und
Zwang verzichten und sie musste zu deren
Aufrechterhaltung die Menschen durch ei-
ne militärisch gesicherte Sperranlage von
einer Abwanderung in die Bundesrepublik
abhalten.“ Im Laufe der Jahrzehnte habe
sich die SED-Herrschaft gewandelt und es
sei zu Reformüberlegungen im Hinblick
auch auf die Partei gekommen. Die SED-
Geschichte sei zudem nicht nur Politik-,
sondern auch Gesellschaftsgeschichte.

Keinem der Autoren gelingt – so läßt
sich vorab konstatieren – das Übersprin-
gen dieser Hürde. Altbekanntes wird zwar
mit Wortgeklingel garniert, neue, für die
weitere Forschung wichtige Erkenntnisse
sucht der Leser jedoch vergeblich.

Ralph Jessen und Jens Gieseke gehen in
ihrem Beitrag vom Konzept der „Herr-
schaft als sozialer Praxis“ aus. Was das
konkret heißt, wird blumig umschrieben:
„Die Gesellschaftsgeschichte des Kommu-
nismus ist aus dieser Perspektive eine Ge-
schichte von Herrschaftspraxis, verstan-
den als soziales Agieren im Spannungs-
feld von ideologischem Totalitätsdenken,
hegemonialem Streben, Modernisierungs-
druck und Alltagsbewältigung.“ Als Be-
leg wird angeführt, viele Ostdeutsche hät-
ten sich mit dem System arrangiert und
freiwillig mitgemacht, was die Autoren of-
fenbar für eine bisher unbekannte Tatsa-
che halten. Die hierfür ausschlaggebenden
beiden wichtigsten Motive liegen indes
auf der Hand: ideologische Überzeugung
oder Karrieredenken. Die Masseneintrit-
te nach 1946 und die geradezu fluchtarti-
gen Massenaustritte nach 1989 lassen ver-
muten, daß Letzteres für die meisten aus-
schlaggebend war.

In ihrem Fazit konstatieren die beiden For-
scher, daß die „systematische Erforschung
der SED als sozialer Faktor noch immer in
den Anfängen steckt“. Ihr Beitrag bestä-
tigt jedoch, vielleicht eher unbewußt als
bewußt, daß der totalitäre Anspruch der

SED alle gesellschaftlichen Sphären präg-
te. Hierbei halfen ihr viele Akteure, nicht
zuletzt aus Eigennutz, aber andere entzo-
gen sich, soweit es ihnen möglich war.

Mike Schmeitzner beschreibt die Machter-
greifung der KPD/SED nach 1945 im
wesentlichen auf Basis seiner eigenen
Schriften. Er rühmt sich, für die Etablie-
rung der sozialistischen Diktatur durch die
KPD/SED den Begriff „Diktaturdurchset-
zung“ eingeführt zu haben. Hätte er den
in der Schriftenreihe des Forschungsver-
bundes SED-Staat schon 1994 erschiene-
nen Band über die Moskauer Nachkriegs-
planungen der SED von Peter Erler und
anderen gelesen, wüßte er, daß sich die
KPD bereits im Moskauer Exil als kom-
mende Staatspartei sah: „Nach Hitler kom-
men wir.“

Jens Gieseke erklärt in seinem Beitrag
schon eingangs, daß er aufgrund des unzu-
reichenden Zugangs zu sowjetischen Ak-
ten dem Leser nichts Neues über das Ver-
hältnis zwischen der SED und der So-
wjetunion mitteilen kann. Dennoch füllt
er – aus welchen Gründen auch immer –
knapp dreißig Seiten mit einer zusammen-
fassenden Darstellung des Forschungs-
standes.

Helge Heydemeier konstatiert zu recht,
daß in den vergangenen zwei Jahrzehnten
die Stasi stärker im Blickpunkt der For-
schung stand als die SED. Warum dies so
war, teilt er dem Leser allerdings nicht mit.
Offenbar wollte er die Stasi-Unterlagen-
Behörde, deren Forschungsabteilung er
vorsteht und die an diesem Ungleichge-
wicht erheblichen Anteil hat, nicht in Miß-
kredit bringen. Schließlich gibt es bis zum
heutigen Tag nicht einmal eine zusam-
menfassende Darstellung und Analyse des
sogenannten politisch-operativen Zusam-
menwirkens des MfS mit anderen gesell-
schaftlichen Institutionen und Organisa-
tionen.

Andreas Malycha schildert die SED, der
er einst selber angehörte, als „ein le-
bendiges und vielgestaltiges Gefüge von
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Menschen mit unterschiedlichen Motiva-
tionen, Auffassungen und Verhaltenswei-
sen“. Von ihm erfährt der Leser, daß Wolf-
gang Harich 1956 mit seiner Kritik an Ul-
bricht und dem Zustand der SED den Mar-
xismus-Leninismus von Stalinismus und
Dogmatismus befreien wollte, „um die-
sen auf seine humanistischen und undog-
matischen Gedankengänge zurückzufüh-
ren“. Welche humanistischen Gedanken-
gänge dem Marxismus-Leninismus inne-
wohnen, teilt uns der ehemalige Mitarbei-
ter des Instituts für Marxismus-Leninis-
mus beim ZK der SED freilich nicht mit.
Lenin, der in der Sowjetunion das Frakti-
onsverbot in der kommunistischen Partei
durchsetzte und liberale, aber auch links-
radikale Kritiker mit aller Entschlossen-
heit liquidieren ließ, als Vorbild für eine
Reform der kommunistischen Partei an-
zuführen, erfordert schon eine erhebliche
Phantasie.

Auch wer jenseits weniger Dissidenten
wie Robert Havemann und Rudolf Bahro
einen „dritten Weg“ zwischen Kapitalis-
mus und Sozialismus forderte, der den all-
gemeinen Menschenrechten zur Anerken-
nung verhelfen sollte, verschweigt der Au-
tor. Die parteiinterne Kritik an der SED-
Führungsriege wird von ihm insgesamt
stark überbetont. Die traurige Wahrheit,
die Malycha nicht ausspricht, ist: Nahezu
alle Mitglieder der kommunistischen Par-
tei SED, voran die sogenannte Intelligenz,
ordneten sich dem Führungsanspruch der
SED-Spitze unter. Sie erhoben weder öf-
fentlich und noch nicht einmal parteiin-
tern das Wort gegen die Diktatoren, son-
dern legitimierten sie auf die eine oder an-
dere Weise mit ihrer Arbeit.

In den weiteren Beiträgen geht es um die
hauptamtlichen Funktionäre (Rüdiger Ber-
gien) und um ausgewählte Bezirks- und
Kreissekretäre der SED (Heinz Mestrup).
Beide Autoren klären den Leser über
die Existenz von Handlungsspielräumen
auf, die von den Parteifunktionären unter-
schiedlich ausgefüllt worden seien. Wer

hätte das gedacht? Doch Mestrup, der ein-
zelne Beispiele eigenwilligen Verhaltens
schildert, landet letztlich bei dem, was
schon seit langem bekannt war: „. . . Die
Wirkkraft von Hierarchien [blieb] die ent-
scheidende Realität im Alltag der Regie-
renden. In dieser Hinsicht ‚funktionier-
ten‘ die Parteikader ganz im Sinne der
ihnen übertragenen Aufgaben und einge-
denk des Platzes, den sie in der Parteihier-
archie bekleideten.“

Sandrine Kott kommt in ihrem Beitrag zu
dem überraschenden Ergebnis, daß sich
die SED „formal und real als hegemoniale
Partei im sozialistischen Betrieb“ etablier-
te. Gero Neugebauer spürt dem Erbe der
SED mit nahezu buchhalterischem Eifer
nach und konstatiert: „Summa summarum
finden sich in der Linken die Spuren der
SED, die diese mit kontinuierlich nachlas-
sender Wirkung in der PDS hinterlassen
hat; dazu zählen Mentalitäten, parteikul-
turelles Verhalten und eine organisatori-
sche Nähe zu diesem oder jenem Verband.
. . .Mit der Entwicklung der Linken zu ei-
ner kommunistischen Partei muss nicht
gerechnet werden.“

Schon der Titel des Buches „Die Ge-
schichte der SED“ ist eine Irreführung. Es
werden nur einige Aspekte der Geschich-
te der SED referiert, ohne daß in auch nur
einem Beitrag etwas Neues berichtet wird.
Die – laut Buchdeckel – zehn führenden
Expertinnen und Experten auf diesem Ge-
biet fassen einzelne von ihnen schon an-
derswo abgehandelte Aspekte zusammen.
Einen roten Faden enthält das Buch nicht:
Es ist schlichtweg überflüssig.

Klaus Schroeder
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Keussler, Klaus-M. von/Schulenburg,
Peter: Fluchthelfer. Die Gruppe um
Wolfgang Fuchs. Berlin: Story Verlag
2011, 334 Seiten, 19,80e.

Veigel, Burkhart: Wege durch die Mau-
er. Fluchthilfe und Stasi zwischen Ost
und West. Berlin: Edition Berliner Un-
terwelten 2011, 431 Seiten, 19,90e.

Wobit, Uta u. a.: Immer auf der Hut.
Als die Mauer dazwischen kam. Ost-
Schüler in Westberlin. Berlin: Ver-
lag Schleichers Buchhandlung 2011,
212 Seiten, 13,–e.

Münkel, Daniela (Hrsg. im Auftrag
des BStU): Die DDR im Blick der
Stasi 1961. Die geheimen Berichte an
die SED-Führung. Göttingen: Vanden-
hoeck & Ruprecht 2011, 320 Seiten,
29,95e.

Kenner der Berliner Geschichte wissen
um die besondere Rolle der Studenten von
FU und TU nach dem 13. August 1961.
Sofort nach der Sperrung der innerstädti-
schen Grenze engagierten sich Hunderte
von ihnen als Fluchthelfer. Sie waren Hel-
den, eine Zeitlang, bis sie dem Zeitgeist
im Wege standen. Zunächst unterstützten
der Berliner Senat und westdeutsche Re-
gierungsstellen unauffällig die Hilfe für
die gegen ihrenWillen im Osten festgehal-
tenen DDR-Bürger. Die Mär vom „Men-
schenhandel“ dröhnte durch die DDR-
Medien. Nach einigen Jahren fiel die üb-
le Nachrede der SED-Propaganda frei-
lich auch im Westen auf fruchtbaren Bo-
den. Dazu trugen zweifelsohne manche
fragwürdigen Machenschaften von kom-
merziellen Fluchthelferorganisationen bei.
Doch deren Anteil am Mißkredit ist eine
eher zu vernachlässigende Größe.

Die damaligen Jura-Studenten der Freien
Universität Klaus-M. von Keussler und
Peter Schulenburg schildern in ihrem mit
zahlreichen eigenen Aufnahmen ausge-
statteten Buch die Geschichte ihrer Flucht-
helfergruppe, die vor allem durch den

spektakulären „Tunnel 57“ unter der Ber-
nauer Straße von sich reden machte. Der
Namen „Tunnel 57“ beruhte auf der Zahl
der durch diesen unterirdischen Gang in
den Westen gelangten Flüchtlinge. Der
„Tunnel 57“ erregte aber auch durch eine
folgenreiche Schießerei zwischen Flucht-
helfern und DDR-Grenzern seinerzeit und
später großes Aufsehen. In der Nacht des
5. Oktober 1964 warteten die studenti-
schen Fluchthelfer Reinhard Furrer und
Christian Zobel am Tunneleinstieg auf
weitere Flüchtlinge, als Grenzer auftau-
chen. Beim folgenden Schußwechsel kam
der Grenzsoldat Egon Schultz ums Leben.
Christian Zobel selbst glaubte bis zu sei-
nem Tod im Jahr 1992, den Unteroffizier
erschossen zu haben. Die SED-Führung
ließ Schultz zum Märtyrer stilisieren, ob-
gleich durch die Obduktion des Gerichts-
mediziners Otto Prokop herauskam, daß
Schultz durch neun Treffer aus der Ma-
schinenpistole eines hinter ihm stehen-
den Kameraden ums Leben gekommen
war. Erst nach dem Ende der DDR wur-
den die geheimgehaltenen Obduktionsun-
terlagen bekannt, die Zobel rehabilitier-
ten. Über ein Kuriosum am Rande be-
richtet Peter Schulenburg in seinem Ka-
pitel über die „Manipulation des MfS“.
Mit starker publizistischer Unterstützung
des Neuen Deutschland erstattete die Mut-
ter des erschossenen Grenzers 1994 Straf-
anzeige gegen die beteiligten Fluchthel-
fer. Nach einem Spendenaufruf des Neu-
en Deutschland für die Prozeßkosten einer
„Klage gegen die Mörder“, der am 6. Ja-
nuar 1993 im Neuen Deutschland erschie-
nen war, kamen 194 127, 56 DM zusam-
men. Ein Ermittlungsverfahren in der Sa-
che wurde 1999 eingestellt, da Prokops
Obduktionsprotokolle von 1964 nun nicht
mehr in den Safes des MfS geheimgehal-
ten werden konnten.

Auch Burkhart Veigel kam als Student
der Freien Universität 1961 zu den Flucht-
helfern. Er stieß zu Gruppe um Detlef
Girrmann, Dieter Thieme und Bodo Köh-
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ler, die als Beschäftigte des Studenten-
werks der FU vor dem Mauerbau für
die Betreuung von Grenzgängerstudenten
zuständig waren. Die Girrmann-Gruppe,
von der SED-Propaganda bald als „Ter-
rorgruppe Girrmann“ angefeindet, wurde
sofort nach dem 13. August 1961 aktiv.
Aus ihrer Studentenwerksarbeit kannten
sie zahlreiche Adressen ihrer Kommiliton-
innen und Kommilitonen, die durch den
Mauerbau von ihren Studienplätzen ab-
geschnitten worden waren. In den ersten
Wochen nach der Grenzschließung konn-
ten viele von ihnen mit gefälschten Päs-
sen nach West-Berlin geholt werden. Als
1963 die Passierscheinverhandlungen des
West-Berliner Senats mit der DDR in eine
entscheidende Phase kamen, drängte die
Senatskanzlei unter Willy Brandt auf ei-
ne Einstellung der studentischen Flucht-
hilfe. Girrmann, Thieme und Köhler, die
SPD-Mitglieder waren, beugten sich dem
Druck. Burkhart Veigel machte auf eige-
ne Faust mit Hasso Herschel und ande-
ren Fluchthelfern weiter. Bis 1970 verhalf
er rund 650 Personen zur Flucht aus der
DDR. Alle Versuche der Stasi, seiner hab-
haft zu werden, scheiterten. Veigel greift
weiter aus als von Keussler und Schulen-
burg. Der Autor recherchierte, nachdem er
seine Tätigkeit als Arzt beendet hatte, jah-
relang in Archiven und befragte über hun-
dert Zeitzeugen. Neben der Darstellung
seiner eigenen Fluchthelferbiographie ent-
hält Veigels Buch auch eine methodische
Darstellung verschiedener Fluchthilfeak-
tionen, sowie zahlreiche Daten und Fak-
ten, die über seine eigene Tätigkeit hinaus-
gehen. Auch „Wege durch die Mauer“ ent-
hält zahlreiche Fotografien und Dokumen-
te, die das Lesevergnügen erhöhen und
handelnde Personen vor Augen führen.

Sowohl Veigel als auch von Keussler und
Schulenburg gehen mit dem 1962/63 am-
tierenden Rektor der Freien Universität
Ernst Heinitz streng ins Gericht. Burkhart
Veigel widmet der „Heinitz-Affäre“ eini-
ge Seiten seines Buches. Veigel war sei-

nerzeit der unmittelbar Betroffene eines
Vorgangs, der in der West-Berliner Pres-
se hohe Welle schlug. Die Berliner Mor-
genpost erschien am 18. August 1963 mit
dem Aufmacher: „Skandal an der Frei-
en Universität: Rektor weist Fluchthelfer
aus Wohnheim. Albertz: Tief beschämen-
der Vorgang.“ Zahlreiche Zeitungen im
In- und Ausland griffen den Vorfall auf.
Der Rektor war Gerüchten aufgesessen,
die vermutlich aus dem Desinformations-
apparat des MfS stammten. Er behaupte-
te nämlich, in Veigels Zimmer im Studen-
tendorf Schlachtensee, seien Waffen ge-
funden worden und zwei Putzfrauen hät-
ten deswegen gekündigt. Nichts von alle-
dem stimmte. Die Bewohner und der Vor-
stand des Studentenheims stellten sich ge-
schlossen hinter Veigel, und auch der Re-
gierende Bürgermeister Willy Brandt wie
auch Innensenator Heinrich Albertz gaben
Ehrenerklärungen für ihn ab. Im Rekto-
rat der Freien Universität traf eine Flut
von Beschwerdebriefen aus der Bevölke-
rung ein, die zum Teil auch übelste Be-
schimpfungen gegen Rektor Heinitz ent-
hielten. Ausgerechnet das Neue Deutsch-
land lobte Heinitz über alle Maßen und
Der Morgen in Ost-Berlin titelte „Kessel-
treiben gegen FU-Rektor Prof. Heinitz“.
Angesichts der heftigen Reaktionen gab
Heinitz eine beschwichtigende Erklärung
ab, obwohl er die Unterstützung des neu-
gewählten linken AStA und des Akademi-
schen Senats hatte. Gegenüber derWelt er-
klärte er, „daß ich das persönliche Eintre-
ten für unsere unterdrückten Mitbürger in
der Sowjetzone nicht nur billige, sondern
mit dem Herzen hinter denjenigen stehe,
die sich selbstlos dafür einsetzen“. Burk-
hart Veigel behielt sein Wohnrecht im Stu-
dentendorf.

Es waren aber wohl nicht nur Gerüchte
über Waffen und Bandenbildung, die Rek-
tor Heinitz zu seiner Intervention gegen
die Fluchthelferstudenten veranlaßt hat-
ten. In den Akten des Büro Ulbricht fand
sich nach dem Ende der DDR ein Proto-
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koll über Geheimverhandlungen zwischen
dem Rektor der Freien Universität Ernst
Heinitz und dem DDR-Staatssekretär für
Hochschulfragen Wilhelm Girnus, die im
Mai 1962 stattgefunden hatten. Heinitz
ging es bei diesen Verhandlungen um
„85 Studenten aus der Bundesrepublik und
West-Berlin, die wegen Fluchthilfe inhaf-
tiert“ waren. Girnus verlangte als Vor-
aussetzung für ein Entgegenkommen der
DDR die Einstellung der Fluchthilfeak-
tionen durch die Studenten der FU. We-
nige Wochen nach den Geheimverhand-
lungen kündigte Heinitz dem stellvertre-
tenden Leiter des Studentenwerks Dieter
Thieme. Bereits im April 1962 war der
Leiter des Studentenwerks, Detlef Girr-
mann, mit der Begründung aus dem Amt
entfernt worden, die Fluchthilfeorganisati-
on würde alle Studenten der Freien Uni-
versität bei Besuchen in Ost-Berlin ge-
fährden. Seine Verhandlungen mit Gir-
nus stimmte Heinitz allerdings mit Wil-
ly Brandts Senatskanzlei ab. Heinitz lag
vor allem das Schicksal einer 1961 in Ost-
Berlin festgenommenen FU-Studentin am
Herzen, deren Mentor er war. Aus kürz-
lich durch den Forschungsverbund SED-
Staat im Berliner Landesarchiv ausgewer-
teten Senatsunterlagen geht hervor, daß
auch das Bonner Bundeskanzleramt ange-
sichts der hohen Zahl von festgenomme-
nen und in der DDR inhaftierten Flucht-
helferstudenten auf den Rektor der Freien
Universität eingewirkt hatte, er möge sich
gegen eine Fortsetzung dieses gefährli-
chen Aktivismus seiner Studierenden wen-
den. Am Ende komplizierter Verhandlun-
gen mit der DDR kam es 1963 zum Ge-
fangenenaustausch, der auch mehrere in-
haftierte Studierende der Freien Univer-
sität zurück in den Westen brachte. Mit
diesem Gefangenenaustausch begann in
großemMaßstab, was die DDR-Propagan-
da den idealistischen Fluchthelfern von
der Freien Universität immer vorgewor-
fen hatte: der organisierter Menschenhan-
del. Er spülte bis 1989 gewaltige Devisen-

summen in die Kassen des maroden SED-
Staats.

Lupenreine Idealisten waren ohne jeden
Zweifel die Abiturienten der Reinicken-
dorfer Bertha-von-Suttner-Schule, die ih-
ren in Ost-Berlin nach dem 13. Au-
gust 1961 abgeschnittenen Mitschülerin-
nen und Mitschülern zur Flucht verhal-
fen. Der im Verlag des ehemaligen Ost-
Schülers in West-Berlin Jürgen Schleicher
erschienene Sammelband enthält die per-
sönlichen Erinnerungen von siebzehn Be-
teiligten und ein Nachwort über die West-
Berliner Schulpolitik bis zum Mauerbau,
in dem Veronika Wabnitz an die eigens
im innerberlinischen Systemkampf einge-
richteten „Ostklassen“ an West-Berliner
Gymnasien erinnert. Dem Band liegt ei-
ne DVD mit dem Film „Hauptsache rü-
ber – Durch den Kanal in den Westen“
bei, der dem Fluchthelfer Dieter Wohl-
fahrt gewidmet ist. Wohlfahrt, der zur
Gruppe um Girrmann gehörte, geriet am
9. Dezember 1961 bei einer Fluchthilfe-
aktion in einen Hinterhalt und starb un-
mittelbar vor der West-Berliner Grenze
in Staaken, ohne daß die herbeigeeilten
Beamten der West-Berliner Polizei und
eine Militärstreife der britischen Schutz-
macht ihm helfen konnten, weil sie von
DDR-Grenzern mit Schußwaffen bedroht
wurden. Am Untertitel des Buches „Ost-
Schüler in Westberlin“ fällt unangenehm
auf, daß West-Berlin nach DDR-Orthogra-
phie geschrieben ist, während die Verlags-
angabe korrekt Berlin-Dahlem lautet.

Auch in der BStU-Veröffentlichung wird
West-Berlin durchgängig so eingeostet,
wie es sich das MfS immer gewünscht hat.
Aber nicht nur West-Berlin ist durchgän-
gig falsch geschrieben, auch der Buchti-
tel Die DDR im Blick der Stasi ist falsch.
Wie mehrere der „geheimen Berichte an
die SED-Führung“ im Band selbst bele-
gen, hatte die Stasi nach dem 13. Au-
gust 1961 eben nicht nur „die DDR im
Blick“, sondern auch West-Berlin und
die westdeutschen Parteien und Institutio-
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nen. Schon der im Buch dokumentierte
MfS-Bericht vom 10. März 1961 handelt
über „Pläne, Absichten und Methoden des
Gegners zur Organisierung der Republik-
flucht“. Im Mittelpunkt dieses Berichtes
steht das Bundesministerium für gesamt-
deutsche Fragen. Gleich die vierte „Ein-
zelinformation“ vom 13. August 1961 be-
ginnt mit den Worten: „Nach dem Be-
richt einer zuverlässigen Quelle erklär-
te der Leiter einer amerikanischen Ge-
heimdienststelle in Westberlin, jetzt sei
der Zeitpunkt gekommen, auf den man
gewartet habe.“ Die gleiche „zuverlässi-
ge Quelle“ wird dann auch zu Äußerun-
gen eines BND-Mitarbeiters zitiert. Die
folgende Information Nr. 5 vom 13. Au-
gust 1961 befaßt sich mit den „ersten of-
fiziellen Reaktionen führender politischer
Kreise Bonns, Westberlins und der West-
mächte“, weiterhin mit „Stimmungsbe-
richten . . . der Westberliner Bevölkerung“
sowie damit, was „intern“ über Absich-
ten des CDU-Bundestagsfraktionsvorsit-
zenden Krone und des FDP-Vorsitzenden
Mende demMfS bekannt wurde. Die sieb-
te Einzelinformation berichtet über „of-
fizielle Stellungnahmen führender politi-
scher Kreise der Westmächte, der Bun-
desrepublik und Westberlin“[sic] und au-
ßerdem was aus einer Sondersitzung des
West-Berliner Senats „intern verlautete“.
Die neunte undatierte Einzelinformation
nach dem Mauerbau befaßte sich eben-
falls mit offiziellen Reaktionen des We-
stens und informierte die „Freunde“, Mi-
nister Mielke und den Einsatzstab des
Mauerbaus über die „von einer zuver-
lässigen Quelle“ gelieferten Informatio-
nen aus dem Gespräch Willy Brandts
mit den westlichen Stadtkommandanten.
Die gleiche Quelle gab Informationen
aus dem SPD-Landesvorstand wieder. Die
zehnte Einzelinformation vom 15. August
1961 enthält Informationen aus dem West-
Berliner FDP-Landesverband, über Äuße-
rungen führender CDU-Leute, über Inter-
na aus einer Landesauschußsitzung der
West-Berliner SPD usw. usf. Das MfS hat-

te – was eigentlich eine Plattitüde ist –
nicht nur rund um den 13. August 1961
immer das ganze Deutschland im Blick.
Man könnte deswegen erwarten, daß ei-
ne Publikation der stasiunterlagenbehör-
deneigenen Wissenschaftsabteilung nicht
nur mit einem zutreffenden Titel erscheint,
sondern auch zumindest in den Fußnoten
erläutert, wer die „zuverlässigen Quellen“
etwa in den damaligen Landesvorständen
der West-Berliner SPD und FDP waren.
Dazu bedarf es nicht einmal komplizier-
ter Recherchen im noch immer unbefrie-
digend erschlossenen BStU-Archiv. Ein
Blick in die Memoiren von Markus Wolf
oder in das einschlägige Buch von Huber-
tus Knabe hätte genügt.

Ansonsten bieten die dokumentierten
MfS-Quellen recht interessante Einblicke
in die Beobachtungsgabe und Beobach-
tungslage des MfS rund um den Mau-
erbau. Das Material ergänzt den bisheri-
gen Kenntnisstand um wichtige Einzela-
spekte aus dem DDR-Alltag und hier vor
allem über „negative Diskussionen“ und
„passive Haltungen“ in weiten Bevölke-
rungskreisen. Leider bewegt sich die Ein-
leitung des Bandes, verfaßt von der Her-
ausgeberin Daniela Münkel, nicht immer
auf der Höhe des Forschungsstandes. In
die Vorbereitung desMauerbaus seien laut
Münkel außer Ulbricht nur Erich Miel-
ke, Karl Maron, Heinz Hoffmann, Er-
win Kramer, Paul Verner und Alois Pis-
nik (1. Sekretär der SED-Bezirksleitung
Magdeburg) „involviert“ gewesen. Erich
Honecker „fungierte“ als Stabschef „des
unmittelbar vor dem 13. August 1961
einberufenen ‚Zentralen Einsatzstabes‘“.
Nun ist es selbst unter den Bedingun-
gen einer zentralistischen Parteidiktatur
kaum möglich, einen „Zentralen Einsatz-
stab“ erst „unmittelbar“ vor einer Großak-
tion wie der Grenzsperrung in Berlin ein-
zuberufen. Die logistische Vorbereitung
des 13. August 1961 hatte lange vorher be-
gonnen, die Befehle für den „Tag X“ lagen
ausgearbeitet für die „bewaffneten Orga-
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ne“ bereit. Nur das Einsatzdatum fehlte im
Kopf der Dokumente. Wer dem „Zentra-
len Einsatzstab“ unter Leitung Honeckers
eigentlich angehörte, hält die Herausgebe-
rin ebensowenig für erwähnenswert wie
die besondere Rolle des MfS vor Ort
beim Mauerbau. Auch die nun BStU-
amtliche Erläuterung der diffamierenden
Stasi-Bezeichnung „Stummpolizei“ ver-
hilft dem SED-Parteisprech zu einem spä-
ten Triumph. Das BStU-Aufklärungsbuch
erklärt doch tatsächlich die „Stummpo-
lizei“ als „Umgangssprachliche Bezeich-
nung für die Polizei in Westberlin“. Da la-
chen ja die Rentner in Hohenschönhausen,
und der Laie wundert sich über eine sol-
che déformation professionelle der BStU-
Stasi-Wissenschaftlerin. Die „Stummpoli-
zei“ war in der realen Welt der Berliner
Nachkriegszeit ein reines Propagandage-
schöpf der SED, ersonnen im Jahr 1948,
nach der Bildung einer demokratisch le-
gitimierten Polizeiführung in West-Berlin
unter dem Sozialdemokraten Dr. Johannes
Stumm. Eine „umgangssprachliche Be-
zeichnung“ war die Wortschöpfung weder
in Ost- noch in West-Berlin, es sei denn
man erhöbe das gedruckte SED- und MfS-
Wort zur Umgangssprache. Dann freilich
wird die gute alte Berliner Schutzpolizei
zur „Stummpolizei“, die Schupo zur „Stu-
po“ und West-Berlin zu „Westberlin“.

Recht gelungen sind hingegen Münkels
Überblicke zu den Themenfeldern der
MfS-Berichte über die DDR sowie ihre ta-
bellarische Auswertung von „Adressaten
der Berichte außerhalb des MfS“, die ei-
ne gute Auskunft über die Informations-
hierarchie des SED-Staates bietet. Sinn-
voll war es auch, nicht das ganze gesam-
melte Stasi-Geschwätz in Dokumenten ab-
zudrucken. Die im Buch enthaltene Aus-
wahl von Berichten wird durch eine beilie-
gende CD mit allen Informationen an die
SED-Führung und andere DDR-Institutio-
nen ergänzt. Gibt man dort den Begriff
Westdeutschland ein, erhält man 119 Do-
kumente, „Westberlin“ kommt in 128 Do-

kumenten vor und die SPD immerhin in
56 Dokumenten. Dem MfS ging es um
Deutschland als Ganzes, und seine für
Berlin zuständige Verwaltung hieß noch
bis in die siebziger Jahre nicht aus Jux und
Dollerei „MfS-Verwaltung Groß-Berlin“.
Doch trotz aller professionellen Aufdröse-
lei des Stasi-Schriftguts ist vom wahren
Leben und Aufbegehren gegen die Berli-
ner Mauer authentischer in den drei ein-
gangs besprochenen Büchern zu lesen.

Jochen Staadt
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Wenzke, Rüdiger: Ab nach Schwedt!
Die Geschichte des DDR-Militärstraf-
vollzugs. Berlin: Christoph Links Ver-
lag 2011, 492 Seiten, 39,90e.

Rüdiger Wenzke ist einer der versierte-
sten Kenner der DDR-Militärgeschichte.
Seit vielen Jahren legt er ein ums an-
dere Mal akribisch recherchierte Studien
zu diesem Forschungsgebiet vor. Nun hat
er sich eines Themas angenommen, das
zwar als Legende durch zahlreiche Erzäh-
lungen zur Ost-Armee wabert, zu dem
es jedoch so gut wie keine Akten gibt.
Nahezu sämtliche Unterlagen zum NVA-
Gefängnis Schwedt sind auf rätselhafte
Art und Weise in den Wende- und Ver-
einigungswirren verschwunden. Wo seit
fast zwei Jahrzehnten viele kapitulierten,
ist Wenzke sämtlichen verbliebenen Spu-
ren nachgegangen, und er hat das gemacht,
was ein Wissenschaftler tut, wenn er nicht

mit einer komfortablen Überlieferung ar-
beiten kann: Er erschließt sich das The-
ma aus anderen Richtungen, geht mühsa-
me Umwege und kommt so zu einem Ziel,
daß im Ergebnis weitaus mehr darstellt,
als die ursprüngliche Intention umfaßt ha-
ben mag.

Was vielleicht eine Mikrostudie zu einer
besonderen Strafanstalt hätte werden kön-
nen, ist darüber hinausgehend eine um-
fassende Darstellung des Militärstraf- und
des Militärdisziplinarsystems der SED-
Diktatur geworden. Wenzke hat das Sy-
stem des militärischen Strafens einschließ-
lich Anhängen auf fast 500 Seiten vermes-
sen, das bislang eher nur in Form von
persönlichen Erinnerungsberichten oder
künstlerischer Verarbeitung in Film und
Roman vorkam. „Schwedt“ – das wird
klar – stand nur am Ende einer jahrzehnte-
langen Etablierung und Praktizierung von
Sonder- und Willkürrecht, mit dem die
„Soldaten des Volkes“ traktiert wurden,
wenn sie sich nicht fügten. Mit ihrem
meist unfreiwilligen Dienstantritt in der
Nationalen Volksarmee verließen die nun
zu Soldaten gewordenen „DDR-Bürger“
scheinbar die „zivile“ Oberfläche der so-
zialistischen Gesellschaft – um real je-
doch viel tiefer in sie hineingezogen zu
werden. Tausende junger Männer fanden
in der „Nationalen-Volks-Armee“ – die al-
lenfalls dem dritten Bestandteil ihres Na-
mens gerecht wurde – eine Lebensschu-
le, die sich nicht gesucht hatten. Wer de-
ren speziellen Unterricht lieber schwän-
zen wollte oder eigene Auffassungen da-
zu hatte, der bekam es für solch Wider-
streben im ärgsten Fall mit einem Bestra-
fungssystem zu tun, das selbst im Ver-
gleich zu den anderen Armeen des Ost-
blocks auf einen sehr rigiden Sanktionska-
talog zurückgriff.

Für zweifelhafte Ziele und Inhalte läßt es
sich nicht mit dem hohen Ideal der Über-
zeugung begeistern. Dafür muß schnö-
der Zwang herhalten. Diese unidealisti-
sche Misere war eine selbst produzier-
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te. Am harten Dienstalltag zerscheuerte
sich noch das festeste Glaubensgewebe.
Die widrigen Bedingungen waren einer
zur Staatsräson gewordenen Paranoia ge-
schuldet – der vielbeschworenen Angst,
plötzlich vom „Klassenfeind“ überrollt zu
werden. Im militärischen Format hieß die
Antwort darauf „ständige Gefechtsbereit-
schaft“. Sie band den größten Teil (85 Pro-
zent) aller Soldaten in den Kasernen, und
das ständig – eine Art elaborierter Gefan-
genschaft, die keinerlei Rücksicht nahm
auf familiäre Bindungen oder persönliche
Bedürfnisse. Aus dieser recht totalen Inan-
spruchnahme des Individuums resultierte
eine Vielzahl von Desertionen, Disziplin-
verstößen und kriminellen Fehltritten. Mit
der Einführung der Wehrpflicht 1962 ka-
men Waffen- und Wehrdienstverweigerer
in Militärhaft. Einer der prominentesten
früheren NVA-Knackis ist Rainer Eppel-
mann. Bei den Bausoldaten lehnte er das
Gelöbnis ab und wurde dafür acht Monate
lang in das Haftarbeitslager Berndshof ge-
steckt. Das schlichte Barackenlager in der
Nähe von Ueckermünde ist der Vorläufer
von Schwedt. Harte Arbeit, mieses Essen,
extremer Drill und vielerlei willkürliche
Schikanen bis hin zu körperlichen Über-
griffen bestimmten den Alltag der Gefan-
genen. Das heimtückischste Element der
Bestrafung zeigte sich jedoch erst nach
der Entlassung: Die in Haft verbrachte
Zeit mußte in der NVA „nachgedient“ wer-
den – meist in denselben Einheiten und un-
ter denselben Vorgesetzten, die die Bestra-
fung veranlaßt hatten. Das Militär verzich-
tete auf keinen einzigen Tag seiner Ver-
fügungsgewalt. Für die Betroffenen wur-
de das Hinauszögern ihrer Entlassung zur
verlängerten Qual, zur weiteren Bestra-
fung nach ihrer Gefangenschaft.

„Schwedt“ – das war das große Mene-
tekel an der Stubenwand aller Soldaten.
Und diese Chiffre war ähnlich unklar wie
die Zeilen, von denen im Alten Testa-
ment zu lesen ist. Ihre Botschaft war den-
noch sehr klar. Nicht die genaue Kennt-

nis darüber, was einen in Schwedt erwar-
tete, sondern gerade die Unkenntnis, das
Ungewisse des Unbenennbaren, entfalte-
te einen tiefgründigen, disziplinierenden
Schrecken auf die Soldaten der NVA. Das
Geheimnis der Wirkung dieses Ortes lag
in dem Geheimnis über seine Beschaffen-
heit. Je weniger die NVA-Angehörigen
darüber wußten, desto mehr Angstvorstel-
lungen ließen sich damit projizieren. Das
war von der Militärführung durchaus ge-
wollt. Meist wußten diejenigen, die ih-
ren Untergebenen mit „Schwedt“ droh-
ten, genausowenig darüber. Der Einfluß
der Straf- und Disziplinaranstalt ging da-
mit über die Menge der real Bestraften
weit hinaus und erfaßte die gesamte Streit-
macht. Allein die von ihr ausstrahlende
Botschaft, das furchtgeschwängerte Ge-
rücht, diente einem effektiven, subtilen
Schurigeln der Masse, bewirkte Anpas-
sung und Folgsamkeit. In ihrer brutalsten
Konsequenz ließ die unbestimmte Angst
vor Bestrafung Grenzsoldaten auf wehrlo-
se Flüchtlinge schießen. Diese sehr rea-
le Bedeutung des „Mythos Schwedt“ wie
auch seine irrationale Komponente legt
Wenzke in seinem Schlußkapitel dar. Er
fühlt sich damit der Aufgabe des Histo-
rikers verpflichtet, nicht allein zu wider-
legen, sondern umfassend zu analysieren.
Anders als die Staatsideologie der SED
wurde der Mythos Schwedt in der NVA
nicht in langweiligen Polit-Schulungen
als „Rotlichtbestrahlung“ verbreitet. Das
von Soldat zu Soldat wandernde Gerücht
oder eine vom Vorgesetzten ausgesproche-
ne Drohung mit explizitem Verweis auf
die Stadt an der Oder sorgte viel effekti-
ver für eine subkutane Massenhysterie. Es
sind, „gewollt oder ungewollt“, wie Wenz-
ke schreibt, die Soldaten selbst, die den
Mythos in ihren Erzählungen von Mann
zu Mann zu einer bedrohlichen Realität
haben werden lassen. Von Jahrgang zu
Jahrgang wurde das gruselige Mantra fort-
getragen.
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Berichte von wirklich Betroffen blieben
dagegen rar. Zum Schweigen vergattert,
verstiegen sich viele ehemalige Insassen
auch aus eigenem Antrieb darauf, diesen
Teil ihrer NVA-Zeit fortan nicht zu erwäh-
nen, sei es, um alte Wunden nicht auf-
zureißen oder um nicht mit einem Ma-
kel behaftet zu sein. Diese Zurückhaltung
erschwerte dem Autor bis heute die Ar-
beit. Rüdiger Wenzke hat seinem Text
sechs Interviews mit „Ehemaligen“ ange-
fügt und eines mit dem letzten Komman-
deur der Disziplinareinheit. Größer könn-
te die Differenz zu den Erinnerungen der
einst Inhaftierten kaum sein, die unauf-
geregt über ihr ganz individuelles Erle-
ben dieser speziellen „Erziehung“ berich-
ten. Der Oberst a. D. äußert sich schrift-
lich, gewohnt militärisch-knapp und jegli-
cher kritischen Selbstreflektion abstinent
auf die gestellten Fragen. Warum der ein-
stige Truppenoffizier und Kommandeur ei-
ner Raketeneinheit Ende 1981 die Leitung
des Militärgefängnisses übernahm, bleibt
auch mit seiner Antwort ein Rätsel – oder
gerade nicht. Die Disziplinareinheit, so
der Mann, sei ja wie eine ganz norma-
le NVA-Dienststelle aufgestellt gewesen.
Ihn als Militär habe die neue Herausforde-
rung gereizt. Der Begriff „politischer Häft-
ling“, so formuliert der alte NVA-Kader
auf die Frage nach Unterschieden in der
Behandlung von Inhaftierten etwas spitz,
sei einer, der „zu überprüfen wäre.“ Als
der Mann 1990 aus dem Dienst schied,
hinterließ er einen Komplex, der plaka-
tiv die Wesensmerkmale der DDR und
ihr Antlitz vereinte: einförmige Zweckge-
bäude in allzu bekannter Plattenbauweise,
umzäunt von einem Stacheldrahtgeviert
und bei flüchtiger Betrachtung kaum we-
niger unansehnlich als die benachbarte In-
dustriestadt.

Wenzke beschreibt genauestens die gesetz-
lichen Rahmenbedingungen und die juri-
stischen Regularien ebenso wie die mate-
riellen Bedingungen der DDR-Militärhaft
und nennt Erfinder wie Exekutoren die-

ser Sondergerichtsbarkeit. Seit Anfang der
achtziger Jahre konnten Kommandeure
der NVA Untergebene aus „disziplinari-
schen Gründen“ ohne jegliches Verfahren
monatelang hinter Gitter verfrachten las-
sen – eine unkontrollierbare Machtfülle.

Dem weit verbreiteten Geraune über den
Militärstrafvollzug stellt Wenzke die ge-
naue Rekonstruktion gegenüber, zeigt den
Wandel der Örtlichkeiten (von einem
Barackenlager zum Plattenbauareal) der
Haftbedingungen, die verschiedenen Haf-
torte, benennt die Verantwortlichkeiten
und Animositäten zwischen DDR-Innen-
ministerium und NVA, die Gewichtung
von kriminellen und von aus politischen
Gründen Inhaftierten und stellt die strapa-
ziöse und miserabel entlohnte Zwangsar-
beit dar.

Durch das Hinterfragen der Saga nimmt
er dem Militärstrafsystem nichts von sei-
nem Schrecken als Teil eines Repressions-
systems. Daß er dabei keine einfache Ant-
worten liefert und „keine neuen plakati-
ven Formeln für die Medien bereit stellen
kann“, ist ihm klar und es ist sein großes
Verdienst, geht es hier doch vor allem um
Wissenschaft. Indem Wenzke seine Ver-
antwortung als solche wahrnimmt, wird
er auf besondere Weise den Betroffenen
gerecht und liefert eine wichtige Grund-
lage dafür, diesen Ort, der seit 2009 Be-
standteil des Brandenburgischen Gedenk-
stättenkonzeptes ist, als historischen Lern-
punkt zu erschließen.

Tobias Voigt
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Schönpflug, Wolfgang/Lüer, Gerd: Psy-
chologie in der Deutschen Demokra-
tischen Republik: Wissenschaft zwi-
schen Ideologie und Pragmatismus. Der
XXII. Internationale Kongress für Psy-
chologie 1980 in Leipzig, seine Vorge-
schichte und Nachwirkungen. Wiesba-
den: VS Verlag für Sozialwissenschaf-
ten 2011, 360 Seiten, 59,95e.

Im Juli 1980 fand in Leipzig mit
4 000 Teilnehmern der XXII. Internatio-
nale Kongreß für Psychologie statt. Über
1800 der Gäste kamen aus dem Ausland
(nach DDR-Terminologie gehörten auch
die BRD und West-Berlin dazu), aus den
sozialistischen Staaten, aber auch zahl-
reich aus Westeuropa und den USA. So-
gar – was zunächst manche nicht für mög-
lich gehalten hatten – aus Israel, Chi-
le und Südafrika waren Teilnehmer ange-
reist. Dies war eine der größten interna-
tionalen wissenschaftlichen Veranstaltun-
gen, die jemals in diesem Land stattfan-
den. Wie kam es dazu? Und was bedeutete
es für die Psychologie in der DDR?

Wolfgang Schönpflug und Gerd Lüer wa-
gen etwas Besonderes. Sie nutzen die-
sen Kongreß als Fallstudie für das Zu-
sammenspiel von nationalen und interna-
tionalen wissenschaftlichen Gremien und
der Politik in der DDR, insbesondere der
staatlich gelenkten Wissenschaftspolitik,
in deren Spannungsfeld sich ein Fach wie
die Psychologie befand. Die deskriptive
Fallstudie nimmt 260 Seiten ein, wäh-
rend das abschließende, zeitgeschichtlich-
theoretische Kapitel „Zwei politische Sy-
steme – eine Wissenschaft“ sich nur über
die verbleibenden 50 Seiten erstreckt.

Um es vorwegzunehmen: In der Gemen-
gelage von Wissenschaft, Staat und Par-
tei sind Roß und Reiter nicht immer klar

zu unterscheiden. Anfangs beschreiben
die Autoren eine vertikale „Organisations-
struktur“: Kongreßorganisatoren, Gesell-
schaft für Psychologie der DDR, Akade-
mie der Wissenschaften, Ministerium für
Hoch- und Fachschulschulwesen. Dabei
wird – zumindest anfänglich – die Rolle
der SED und ihrer Strukturen vernachläs-
sigt, was zum Ende der Darstellung dann
aber gebührend nachgeholt wird.

Der damalige Kongreßorganisator Fried-
hard Klix (1927–2004) erscheint als die
treibende Kraft hinter den Kulissen der
Veranstaltung. Er wird als international
anerkannter und überaus geschickter Or-
ganisator dargestellt. Klix, als jahrzehn-
telanger Berliner Institutsleiter an der
Humboldt-Universität (1962–1990) und
Spiritus rector einer Arbeitsgruppe der
Akademie der Wissenschaften (der DDR)
zur Künstlichen Intelligenz (was nicht er-
wähnt wird), war wohl gleichermaßen in
der Lage, mit der Machtelite der DDR um-
zugehen, als auch in internationalen Gre-
mien verbindlich und überzeugend aufzu-
treten. Dabei halfen ihm seine vergleichs-
weise guten Englischkenntnisse, die für
an die Spitze gekommene DDR-Wissen-
schaftler nicht unbedingt typisch waren.
Klix war natürlich langjähriges SED-Mit-
glied, wie nahezu die gesamtenMitglieder
des Vorstands der Gesellschaft für Psycho-
logie der DDR als auch des Organisations-
komitees für den internationalen Kongreß.
Daß die SED-Mitgliedschaft überhaupt ei-
ne Grundvoraussetzung für den Aufstieg
in der DDR-Wissenschaft war, wird in
der Monographie nicht explizit behandelt.
Nur so war es den Wissenschaftlern erst
möglich, international aufzutreten und ein
Beziehungsnetz zu knüpfen, ohne Sanktio-
nen befürchten zu müssen.

Die Autoren Schönpflug (Jg. 1936) und
Lüer (Jg. 1938), beide nach der „Wende“
emeritierte Professoren wichtiger west-
deutscher Psychologie-Institute, sind etwa
ein Jahrzehnt jünger als der erfolgreiche
Kongreßorganisator Klix, und sie mögen
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ihn ein wenig für seinen Erfolg bewun-
dert haben. Vermutlich haben beide diesen
Kongreß besucht (Schönpflug steht jeden-
falls im Programm). Auch wenn es dem
Text nur indirekt zu entnehmen ist, scheint
Klix sie nachhaltig beeindruckt zu haben.
Sie sind sozusagen Zeitzeugen und haben
akademisch auf dem gleichen Gebiet gear-
beitet wie Friedhard Klix.

Schönflug hat in letzter Zeit gelegent-
lich psychologiehistorische Arbeiten pu-
bliziert, dennoch fällt hier das Festhal-
ten am Konkreten und Kleinteiligen und
das über weite Strecken fehlende Syste-
matische oder Perspektivische in der Dar-
stellung auf. So wird etwa keinerlei Be-
zug zu näher oder ferner liegenden Nach-
barwissenschaften und deren Schicksal in
der DDR (etwa zur Linguistik mit dem
international anerkannten, aber – weil
nicht SED-Mitglied – stark reglementier-
ten Manfred Bierwisch) hergestellt.

Wie sind die Autoren methodisch vorge-
gangen? Schönpflug und Lüer stützen sich
auf Archivalien und insbesondere auf Zeit-
zeugeninterviews. Letzteres tun sie aus-
giebig, so daß man als kritischer Le-
ser fast den Eindruck bekommt, den bei-
den gefiele es sehr, mit ihren Kollegen
aus Ostdeutschland ins fortgesetzte Ge-
spräch zu kommen; wobei es sich dabei
meist um Gespräche zwischen den ehe-
mals wichtigen westdeutschen und ost-
deutschen Psychologie-Funktionsträgern
handelt. Man bleibt „unter sich“ – ein
Treffen von old fellows sozusagen. Den
Rezensenten fehlt bei manchen Aussagen
dieser Art von Zeitzeugenschaft die me-
thodenkritische Distanz.

Die Autoren lieben das Kleinteilige, von
den Besucherzahlen der früheren und
nachfolgenden Kongresse bis hin zu De-
tails der Finanzplanung für den ostdeut-
schen Kongreß. Nicht immer fügt sich
alles schlüssig ineinander. In einem ein-
leitenden Kapitel werden Hintergrundin-
formationen zu wissenschaftlichen Gesell-
schaften und internationalen Kongressen

unter besonderer Berücksichtigung der
Teilung Deutschlands und deren wissen-
schaftsorganisatorischen Folgen innerhalb
der Psychologie besprochen: etwas, das
vor allem Psychologiehistoriker interessie-
ren dürfte und das zum Teil auf schon vor-
handene Forschungen etwa von Eckardt
und Dumont zurückgreift.

Alle weiteren Kapitel sind verschiedenen
Aspekten der Kongreßvorbereitung und
der Resonanz des Kongresses gewidmet:
eine langwierige Angelegenheit. 1966 ist
die Gesellschaft für Psychologie der DDR
in die Internationale Union der Psycholo-
gischen Wissenschaft (IUPS) aufgenom-
men worden, 1972 erfolgte beim Kongreß
in Tokio die offizielle Einladung nach
Leipzig, und 1980 fand der Kongreß statt.
Und dann wurde noch lang davon erzählt.

Im Anhang befinden sich einige Doku-
mente von der Gründung des Leipziger In-
stituts unter Wilhelm Wundt (dessen et-
was willkürlich, aber konsensuell festge-
legtes Gründungsjahr 1879 ja als ein zu-
sätzliches Argument für den Kongreßort
Leipzig genommen wurde) über diverse
interne Vorbereitungsdokumente bis hin
zu Parteischulprogrammen und schließ-
lich einem so nicht gehaltenen Grußwort
des Vorsitzenden des Ministerrates der
DDR, Willi Stoph.

Streckenweise liest sich der Bericht wie
spannende Diplomatiegeschichte, manch-
mal ist aber auch viel leeres Stroh dabei,
das hier noch einmal gebündelt vorgelegt
wird. Daß bei der Durchsetzung und Pla-
nung des Leipziger Kongresses viel auf
Wunsch eines einzelnen Herren (Professor
Klix) geschah, wird schnell klar, ohne daß
die Autoren sich an seine Person allzu na-
he herangewagt hätten. Manchmal schei-
nen sie sich zu wundern, daß in seinen
Berichten nicht alles mit rechten Dingen
zuging und ertappen ihn bei strategischen
Lügen. So konnte er den DDR-Vorberei-
tungsgremien weismachen, die IUPS las-
se ihren Statuten gemäß nur die drei Kon-
ferenzsprachen Englisch, Französisch und
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Deutsch zu, obwohl es eine solche Rege-
lung gar nicht gab. Die Autoren vermuten
sicher zu Recht, daß dadurch überborden-
de ideologielastige und wissenschaftsfer-
ne russische Beiträge verhindert werden
sollten.

Da das Buch ansonsten nahezu anekdo-
tenfrei ist (Schade eigentlich, wenn man
sich schon mit soviel Nebensächlichem
beschäftigt!), sei hier hinzugefügt, daß es
trotz des im Buch geschilderten etwas un-
vorteilhaften Kongreßauftrittes der Rus-
sen, eine sowjetische Kongreßteilnehme-
rin gab, die des Deutschen mächtig war
und die die Huldigungen der kundigen
Teilnehmer entgegennahm. Die Rede ist
von Bluma Zeigarnik (1900–1988), die in
den zwanziger Jahren bei dem berühm-
ten Psychologen Kurt Lewin in Berlin pro-
moviert hatte und noch immer in Moskau
lehrte. Sie kommt im Buch nicht vor.

Ein Kapitel ist auch der Stasi gewidmet,
die im Hintergrund wachte. Drei IM wur-
den gefunden und interviewt. Sie werden
im Buch diskret A., B. und C. genannt. Ei-
ner beklagt sich über die geringe Quali-
fikation der Führungsoffiziere. Die Auto-
ren stellen fest, daß nur sehr diffus explo-
riert wurde und die Stasi anscheinend gar
nicht genau wußte, was sie wissen wollte
(außer allem), so daß ihre Aktivitäten et-
was uneffektiv wirken. Tja, wenn man die
Autoren damals zur Evaluierung der Sta-
si eingesetzt hätte, wäre es vielleicht ef-
fizienter zugegangen. Auf der Grundlage
von Zeitzeugen-Schätzungen rechnen sie,
etwas naiv, die mutmaßliche Zahl von IM
hoch, finden aber in den Akten nur wenige.
Es scheint ein wenig, als gingen sie hier
mit der Wünschelrute übers Feld, doch sie
schlägt nicht so richtig aus.

Der Professor für Klinische Psychologie
Böttcher aus Jena hatte im Vorfeld des
Kongresses Ärger gemacht, weil er auf
der Buchmesse auf eigene Faust Verhand-
lungen geführt hatte. Er wurde dann aber
relativ milde behandelt, und ein nament-
lich nicht genannter West-Berliner Teil-

nehmer wollte gerne „Deutschland“ auf
seinem Namensschild stehen haben: sol-
cherart waren die Provokationen. Befürch-
tete andere Zwischenfälle traten nicht ein.
Was lernen wir daraus? Daß die Stasi al-
les im Griff hatte? Oder daß es eigentlich
gar keinen Grund zur Besorgnis gegeben
hätte, weil die meisten westlichen Teilneh-
mer mit wohlwollendem und liberalem In-
teresse gekommen waren, wie die Autoren
versichern? Jedenfalls hat die Stasi kaum
gestört.

Das Fallbeispiel „Internationaler Psycho-
logiekongreß“ wird aus einer recht tra-
ditionellen Perspektive auf die Geschich-
te der Psychologie dargeboten: Wichtige
Einzelpersonen wieFriedhard Klix hatten
in der Interaktion mit staatlichen Organi-
sationen, wenn sie geschickt und intellek-
tuell befähigt waren, ein großes Gestal-
tungspotential (die erfolgreiche Organi-
sation eines fachwissenschaftlichen Welt-
kongresses). Das war in etwa auch der
Handlungsspielraum westdeutscher Ordi-
narien, bei denen die staatlichen Organisa-
tionen entsprechend die Wissenschaftsmi-
nisterien der Bundesländer sowie bundes-
weit die DFG und forschungsnahe Bun-
desministerien waren. Daß die Ordinarien-
herrlichkeit der Vor-68er-Bundesrepublik
sich in der DDR strukturell in gewisser
Entsprechung noch bis zur „Wende“ fort-
setzen konnte – nicht zuletzt, weil die
„Kaderentwicklungspläne“, die durch die
SED bestimmt wurden, alle anderen Ent-
wicklungen verhinderten –, wird von den
Autoren nicht erkannt. Ein wenig Bewun-
derung für diese beinahe napoleonische
Organisationsleistung eines großen „Ost-
Ordinarius“ scheint, wie gesagt, den West-
Autoren nicht ganz fern zu liegen.

Erst das letzte Kapitel bringt verallgemei-
nernde Aussagen zur Psychologie in der
DDR als Wissenschaft in der grundsätz-
lich heiklen Spannung zwischen der Par-
teiführung auf der einen und der Wissen-
schaftselite auf der anderen Seite. Hier
wird dann noch einmal en détail ein Zeit-
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zeuge zitiert, der berichtet, daß vor den
Treffen des Vorstands der Psychologie-
Fachgesellschaft der DDR sich jeweils
dessen Parteimitglieder trafen und Be-
schlüsse faßten, die danach dem Gesamt-
vorstand, in dem zunächst nur vier, später
nur ein Nicht-Parteimitglied saßen „noch
mal vorgetragen wurden und von uns na-
türlich auch bestätigt wurden“.

Schönpflug und Lüer kommen hier zu eini-
gen Schlußfolgerungen, denen wir zustim-
men. Sie arbeiten heraus, daß es verschie-
dene Ebenen der Beziehung zwischen
Wissenschaft und Partei gab. Neben der
Handlungsebene, die die Kongreßorgani-
sation umfaßte, betrachten sie auch die
Ebene der Rhetorik, „welche die Illusion
eines hohen Konsens erzeugte“. Diese rhe-
torisch hergestellte Illusion schloß auch
die Täuschung und Selbsttäuschung der
Handelnden mit ein. So haben Teile der
SED-Machtelite wohl bis zum Ende oh-
ne genauere Prüfung geglaubt oder glau-
ben wollen, daß es im eigenen Land oder
in den sozialistischen Ländern eine marxi-
stisch-leninistische Psychologie gäbe.

Ob, wie Schönpflug und Lüer am En-
de behaupten, die wissenschaftliche Funk-
tionselite der Psychologie in der DDR
ein Stück Selbstbestimmung verwirkli-
chen konnte, oder ob dies nicht nur den
engsten Kreis der der Partei ergebenen Re-
präsentanten des Fachs betraf, muß offen-
bleiben. Ebensowenig kann die von den
Autoren angerissene Frage geklärt wer-
den, ob denn der Besuch so vieler libe-
raler West-Wissenschaftler etwas zur Li-
beralisierung der DDR-Psychologie beige-
tragen hat.

Matthias John und Andreas Maercker

Galkin, Aleksandr/Tschernjajew, Ana-
tolij (Hrsg.): Michail Gorbatschow und
die deutsche Frage (Quellen und Dar-
stellungen zur Zeitgeschichte, hrsg.
vom Institut für Zeitgeschichte). Aus

dem Russischen übertragen von Joa-
chim Glaubitz. München: Oldenbourg
Verlag 2011, 640 Seiten, 69,80e.

Als Alexander von Plato 2002 seine Unter-
suchung Die Vereinigung Deutschlands –
ein weltpolitisches Machtspiel über die
Vorgänge der sogenannten Wiedervereini-
gung vorlegte, hatte vor allem die Tat-
sache, daß er über einen exklusiven Zu-
gang zu den mit Sperrfristen versehenen
internen Mitschriften der Politbürositzun-
gen und zu Gesprächsprotokollen Gorbat-
schows mit in- und ausländischen Politi-
kern verfügte, zu einer erhöhte Aufmerk-
samkeit in der interessierten Öffentlich-
keit geführt. Detailliert konnte von Pla-
to diese Dokumente mit veröffentlichten
Erinnungen und freigegebenen offiziellen
Verlautbarungen ehemals Beteiligter ver-
gleichen.

Die vorliegende Dokumentation Michail
Gorbatschow und die deutsche Frage,
2006 erstmals in russischer Sprache ver-
öffentlicht, trägt den Untertitel „Sowje-
tische Dokumente 1986–1991“. Sie bie-
tet somit eine willkommene Ergänzung
zum Schlüsselwerk Alexander von Platos.
Während dieser sein Augenmerk auf eu-
ropäische wie auch transatlantische Zu-
sammenhänge richtete und diese mit in-
nerdeutschen wie auch deutsch-deutschen
Entwicklungen abgleicht, haben die bei-
den russischen Herausgeber Dokumente,
Aufzeichnungen von Gesprächen, Anspra-
chen und interne Vorgaben zusammenge-
tragen, die sich mit der „Deutschen Fra-
ge“ aus sowjetischer Sicht beschäftigen.
Die Auswahl der vorgelegten 138 Do-
kumente ermöglicht, trotz der von den
Herausgebern vorgenommenen Kürzun-
gen, dem deutschen Leser somit erstmals
eine unmittelbare Einsicht in internen so-
wjetischen Diskussions- undMeinungsbil-
dungsprozesse.

Eröffnet wird die vorliegende Sammlung
mit einem Auszug der Sitzung des Polit-
büros vom 27. März 1986. Sie schließt mit
Gorbatschows Abschiedsbrief an Bundes-
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kanzler Helmut Kohl vom 25. Dezember
1991 anläßlich seines Rücktritts als Präsi-
dent der UdSSR ab.

An etlichen der dokumentierten Gesprä-
che Gorbatschows mit ausländischen Po-
litikern hat der Herausgeber Antatolij
Tschernjajew als Berater teilgenommen.
Er war zugleich für die Aufzeichnung
dieser Gespräche verantwortlich. Inso-
fern sind die Einschätzungen der Vor-
gänge des 1921 geborenen Historikers
Tschernjajews um die Wiedervereinigung
Deutschlands im Vorwort von besonde-
rem Wert. Gorbatschows innenpolitisches
Programm des Umbaus („Perestroika“)
der Sowjetunion zog seine Kreise auch in
die Weltpolitik. Es ging darum, den Kal-
ten Krieg zu beenden, um nicht zuletzt
der drohenden Katastrophe eines Zusam-
menbruchs des „real existierenden Sozia-
lismus“ begegnen zu können.

In den Gesprächen mit Richard von Weiz-
säcker und vor allem mit Franz Josef
Strauß im Jahr 1987 überwiegen Überle-
gungen über die deutsch-russischen Be-
lastungen auf Grund des Zweiten Welt-
kriegs. Gorbatschow bekennt sich zu den
Vorzügen eines reformierten Sozialismus,
betont aber den freien Wettbewerb der
Weltanschauungen.

Anläßlich des ersten Besuchs von Bun-
deskanzler Helmut Kohl in Moskau, der
mehr als drei Jahre nach Gorbatschows
Machtantritt im Oktober 1988 stattfand,
kam es erstmals zu offiziellen persön-
lichen Gesprächen. In sachlicher Offen-
heit betonte Gorbatschow bei dieser Ge-
legenheit noch sein Interesse an guten
Beziehungen zu beiden deutschen Staa-
ten. Eine völlig neue Lage war im Ju-
ni 1989 eingetreten, als Gorbatschow sich
als Staatsgast in der bundesdeutschen
Hauptstadt Bonn aufhielt. Innerhalb ei-
nes halben Jahres war die politische Welt
komplett in Bewegung geraten, und Gor-
batschow sah „jetzt die Chance auch für
eine Perestrojka der internationalen Be-
ziehungen“. Der Ton einer pragmatisch

ausgerichteten realistischen Politik hatte
längst die polit-philosophischen Exkurse
ersetzt. Der Spannungsbogen in Gorbat-
schows Argumentationen über die Jahre
hinweg belegt die treffende Einschätzung
des Gorbatschow-Biographen György Da-
los, der einen „inneren Kampf zwischen
dem leninistischen Ideologen und dem
pragmatischen Politiker“ ausgemacht hat-
te.

In geradezu dramatischer Weise führen
die Dokumente vor Augen, vor welch
gewaltige Aufgaben sich die beteilig-
ten Politiker gestellt sahen. Es werden
Gespräche und Begegnungen mit politi-
schen Persönlichkeiten wie Giulio An-
dreotti, James Baker, Willy Brandt, Ge-
orge Bush, Erich Honecker, Oskar La-
fontaine, François Mitterrand, Johannes
Rau und Hans-Jochen Vogel dokumen-
tiert. Den überwiegenden Teil der Dialog-
dokumentation nehmen naturgemäß die
Begegnungen mit Helmut Kohl ein, die
von zunehmender Konkretheit gekenn-
zeichnet sind. Zug um Zug lassen sich Be-
hutsamkeit und Beharrlichkeit, aber auch
Verhandlungsgeschick beider Politiker im
Umgang miteinander finden.

Die Dokumente belegen die politischen
Leistungen Gorbatschows und Kohls, die
am 16. Juli 1990 in einer gemeinsamen
Pressekonferenz im kaukasischen Scheles-
nowodsk ihren ersten Höhepunkt fanden,
als eine Übereinkunft über die konkrete
Vereinigung Deutschlands mit freier Wahl
der Bündniszugehörigkeit präsentiert wur-
de.

Die deutsche Wiedervereinigung war we-
der Schicksal noch Zufall, sondern in ih-
rer konkreten Umsetzung einer persön-
lich verantworteten Umsicht der beteilig-
ten Politiker geschuldet. Hinzu kam ei-
ne neuausgerichtete sowjetische Außen-
politik, welche unabhängige Bürgerbewe-
gungen in Mitteleuropa ebenso zuließ
wie eine neue Ausrichtung mit Vertre-
tern der westlichen Mächte. Ein gutes
persönliches Verhältnis zwischen Gorbat-
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schow und dem US-Präsidenten George
Bush senior beförderte diese Neuausrich-
tung. Sowohl Gorbatschow als auch Kohl
betonen wiederholt ausdrücklich die be-
sondere Rolle der beiden Außenminister
Hans-Dietrich Genscher und Eduard Sche-
wardnadse, deren kluges Geschick für den
komplizierten Prozeß einer Lösung der
„Deutschen Frage“ mitentscheidend war.
Ein Modell war entstanden, so betonte da-
mals Schewardnadse, das auch für die Zu-
kunft richtungsweisend sei. Die Lösung
der „Deutschen Frage“ „demonstriert auf
anschauliche Weise, daß es realistisch ist,
ein Europa zu schaffen, in dem die Sowjet-
union als einer der Architekten des gesam-
teuropäischen Hauses und als aktives Mit-
glied der Gemeinschaft friedliebender, de-
mokratischer Staaten den ihr gebührenden
Platz einnehmen wird“.

Diese deutsche Ausgabe wurde von Hel-
mut Altrichter, Horst Möller und Jürgen
Zarusky herausgegeben und von Andre-
as Hilger kommentiert. Hinführende Vor-
worte zur deutschen wie auch zur russi-
schen Ausgabe sowie die wissenschaftli-
che Aufbereitung dieser Sammlung zeu-
gen von sorgfältiger Herausgebertätig-
keit. Eine weiterführende Auswahlbiblio-
graphie sowie ein annotiertes Personen-
register runden diese Ausgabe ab, die
einen bleibenden Rang in der einschlägi-
gen Fachliteratur einnehmen wird.

Volker Strebel

Krause, Peter/Ostner, Ilona (Hrsg.): Le-
ben in Ost- und Westdeutschland. Eine
sozialwissenschaftliche Bilanz der deut-
schen Einheit 1990–2010. Frankfurt am
Main: Campus Verlag 2010, 796 Seiten,
58,–e.

In diesem Sammelband schreiben 68 Au-
toren aus Ost und West 38 Aufsätze zu
vielfältigen Facetten des Wiedervereini-
gungsprozesses. Herausgekommen ist –
wie bei Sammelbänden üblich – ein Buch
mit einigen lesenswerten, aber auch mit
nichtssagenden Beiträgen.

In ihrer bewertenden Zusammenfassung
verschiedener Lebensverlaufsstudien kon-
statieren Karl Ulrich Mayer und Heike
Solga eine weitgehende berufliche Konti-
nuität der Ostdeutschen. Wer in der DDR
obere Ränge besetzte, blieb nach der Wie-
dervereinigung zumeist auch dort. Insge-
samt waren berufliche Aufstiege aber sel-
tener als Abstiege. Die Autoren führen
diese Entwicklung auf die in der DDR er-
worbenen beruflichen Qualifikationen zu-
rück. Die Rolle politischer oder sozialer
Netzwerke vor und nach dem System-
wechsel wird nicht explizit thematisiert,
sondern nur erstaunt festgestellt, daß sy-
stemloyale Personen beruflich nicht be-
nachteiligt wurden.

Nach Meinung der Autoren verloren nur
„informelle“ Mitarbeiter der Staatssicher-
heit ihre Arbeitsplätze – insbesondere im
Öffentlichen Dienst. Wie nicht nur der
Blick nach Brandenburg offenbart, ist dies
jedoch keineswegs generell der Fall ge-
wesen, im Gegenteil: Die Mehrzahl ehe-
maliger inoffizieller Mitarbeiter des MfS
hat den Transformationsprozeß erstaun-
lich gut bewältigt und wurde nicht aus
dem öffentlichen Dienst entlassen. Be-
zeichnend für den milden Blick der Au-
toren auf die DDR ist die fälschliche Be-
zeichnung von inoffiziellen Mitarbeitern
als informelle Mitarbeiter, was ja harmlo-
ser klingt.

Richard Hauser erwähnt in seinem lesens-
werten Beitrag zwar die Dimensionen der
Einkommensungleichheit in der DDR –
die Einkommen waren etwa 30 Prozent
weniger ungleich als in der Bundesrepu-
blik verteilt –, behauptet aber, über die
Vermögensverteilung würden keine Daten
existieren. Das ist nur die halbe Wahrheit,
da die Verteilung zumindest des Geldver-
mögens statistisch erfaßt wurde und ver-
glichen werden kann. Es war etwa eben-
so ungleich verteilt wie in der Bundesre-
publik!

Ärgerlich sind in diversen Beiträgen
falsche oder irreführende Daten. So be-
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haupten zum Beispiel Frieder R. Lang
und Jenny Wagner, die die Psychologie
der Wiedervereinigung betrachten, Unter-
schiede in der Orientierung auf Werte zwi-
schen Ost und West hätte es von Beginn
an kaum gegeben, was jedoch durch em-
pirische Studien nicht überzeugend be-
legt werden kann. Darüber hinaus schrei-
ben sie fälschlich, daß die durchschnitt-
liche Lebenserwartung in Ostdeutschland
im Jahr 1989 noch rund sieben bis neun
Jahre unter der in Westdeutschland lag.
Tatsächlich waren es deutlich weniger Jah-
re (2,8 – 3,5 Jahre). Wie die Autoren dar-
auf kommen, daß Nachwirkungen unter-
schiedlicher systembedingter Sozialisatio-
nen kaum feststellbar sind, bleibt ihr Ge-
heimnis.

Schon im nächsten Beitrag von Dirk Ko-
nietzka und Michaela Kreyenfeld werden
die beiden Psychologen zumindest auf ei-
nem Feld widerlegt: Ostdeutsche Frauen,
die es in der DDR gewohnt waren, schon
kurz nach der Geburt ihres Kindes wie-
der vollzeitbeschäftigt zu sein, setzten die-
ses Verhalten auch nach der Wiederverei-
nigung fort. Gleichzeitig erhöhte sich der
in der DDR ohnehin schon höher als in der
Bundesrepublik liegende Anteil von al-
leinstehenden Müttern und nichtehelicher
Mutterschaft.

Im Beitrag von Norbert Schreiber wer-
den ebenfalls die systembedingten Nach-
wirkungen unterschiedlicher Einstellun-
gen bezogen auf die Berufstätigkeit von
Müttern mit Kleinkindern sichtbar. Wäh-
rend in Westdeutschland eine absolute
Mehrheit (57 Prozent) eine Erwerbstätig-
keit von Müttern mit Kleinkindern (bis
drei Jahre) wegen Nachteilen für das Kind
ablehnen, sind es in Ostdeutschland nur
25 Prozent. Im Osten sind infolgedessen
41,3 Prozent der unter Dreijährigen in ei-
ner Krippe, im Westen nur 12 Prozent.
Gleichzeitig ist die Aufenthaltsdauer der
Kinder in den Kindergärten im Osten deut-
lich höher als imWesten. Bei den Drei- bis

Fünfjährigen gleichen sich Ost und West
wieder an.

Christian Schmitt und Heike Trappe analy-
sieren die Bedeutung von Geschlechterar-
rangements mittels einer SOEP-Stichpro-
be für die Geburtskohorten 1950–1980.
Betrachtet wurden Ehen, die nach 1990
geschlossen wurden. Das Trennungsrisiko
ist im Osten höher als im Westen; nach
achtzehn Ehejahren sind bei den Befrag-
ten in Westdeutschland etwa 28 Prozent
der Ehen geschieden, im Osten 36 Pro-
zent.

Während imWesten das männliche Ernäh-
rermodell in seiner traditionellen und mo-
dernisierten Variante kulturell dominiert –
mit der Folge einer größeren Eheinstabi-
lität unter egalitären Arrangements –, gilt
für den Osten ein traditionelles Erwerbs-
modell eher als Normabweichung mit der
Folge eines erhöhten Trennungsrisikos.
Im Westen ist insofern die Wahrschein-
lichkeit einer Trennung bei einem Allei-
nernährermodell geringer, in Ostdeutsch-
land bei beidseitiger Erwerbstätigkeit.

Dieser Befund relativiert sich allerdings,
wenn Einkommen und Hausarbeitsum-
fang mitberücksichtigt werden. Ein ausge-
glichenes Erwerbsteilungsmodell in Part-
nerschaften hat in Ost wie in West glei-
chermaßen einen stabilisierenden Einfluß
auf die Ehe. Ein signifikanter Unterschied
zwischen Ost und West ist die Höhe des
Einkommens von Frauen. Bei höherem
Einkommen von Frauen ist im Westen das
Trennungsrisiko höher. Wie sich ein höhe-
res Einkommen von Frauen in einer he-
terosexuellen Beziehung auswirkt und ob
es diesbezüglich Ost-West-Unterschiede
gibt, wären spannende Fragen – darauf
geht leider kein Beitrag in diesem Band
ein.

Die meisten Beiträge zu Arbeitsmarktsi-
tuation und zu Übergängen in den Ruhe-
stand legen zur Beurteilung der aktuellen
Situation aus dem DDR-Modell gewonne-
ne Maßstäbe an. Frauen, auch mit kleinen
Kindern, sollten möglichst schnell wieder
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vollzeitbeschäftigt sein, die Kinderbetreu-
ung sollte früh beginnen und möglichst
ganztägig und überall gleich sein, Einkom-
mensunterschiede sollten weitgehend ver-
schwinden usw. usf.

Michael Windzio formuliert unverblümt,
welcher Bewertungsmaßstab in den mei-
sten Beiträgen angelegt wird: „Die Ar-
beitsmarktsituation in Ostdeutschland
nach der Wiedervereinigung hat jene bit-
ter enttäuscht, die mit der Wende eine
blühende Ökonomie und eine rapide An-
gleichung an die westdeutschen Lebens-
verhältnisse erwarteten. Wie viele ande-
re postsozialistische Wirtschaftssysteme
war Ostdeutschland von hohen Arbeits-
losenquoten, Armut und turbulenten Le-
bensbiographien geprägt. Jedoch hat die
Bevölkerung im Osten dieselbe Staatsbür-
gerschaft wie die westdeutsche Bevölke-
rung und formuliert daher legitimerwei-
se dieselben Ansprüche.“ Selbstredend
werden die katastrophalen ökonomischen
und ökologischen Ausgangsbedingungen
nicht erwähnt und die Erwartungen der
Ostdeutschen als Illusionen gewertet. Die
Verbesserung der allgemeinen Lebenssi-
tuation und auch der beruflichen Situation
von vielen Ostdeutschen wird weitgehend
ignoriert.

Derselbe Autor betont aber auch, daß die
soziale Absicherung von Arbeitslosen da-
zu führt, daß sie nicht dahin gehen, wo
Arbeit winkt – in den Westen –, sondern
offenbar lieber als Arbeitslose und/oder
Schwarzarbeiter im Osten bleiben. Offen
bleibt dabei, ob und in welchem Maße
Niedrigqualifizierte im Westen Beschäfti-
gungsmöglichkeiten finden könnten. Un-
erwähnt bleibt, daß die materielle Situati-
on einer Familie, die Hartz IV bezieht, in
etwa der entspricht, die eine durchschnitt-
liche erwerbstätige DDR-Familie in den
achtziger Jahren in der DDR hatte.

Geradezu ein Elendsszenario zeichnen
Henning Lohmann und Marco Gießel-
mann bei der Betrachtung der Armut von
Erwerbstätigen in Ost- und Westdeutsch-

land. Verglichen wird die Situation im
Osten nur mit der im Westen, die Aus-
gangslage bleibt unberücksichtigt. Im Ost-
West-Vergleich wird die unterschiedliche
regionale Kaufkraft ausgeblendet und die
Armutsquote geht von einem gesamtdeut-
schen Schwellenwert aus. Für die Autoren
ist alles gestiegen: die Niedriglohnquo-
te, die Armutsquote von Erwerbstätigen
wie auch die Gesamtarmutsquote. Absolu-
te Zahlen werden vorsichtshalber nicht ge-
nannt.

Einige Autoren neigen sogar dazu, wenn
sich aus gegenwartsbezogenen Daten kein
Elendsszenario zeichnen läßt, auf die Zu-
kunft auszuweichen. Spätestens dann ar-
beiten alle prekär, steigt die Altersar-
mut und die Arbeitslosigkeit usw. Warum
dennoch Angleichungsprozesse etwa bei
der Lebenserwartung, bei den Selbstmor-
draten oder der Haushaltsausstattung zu
verzeichnen sind, wird in den meisten
Aufsätzen überhaupt nicht angesprochen.
Der Wohlstandszuwachs, den große Tei-
le der ostdeutschen Bevölkerung in den
letzten zwanzig Jahren erlebten, und die
hohen Kosten der Einheit (insgesamt et-
wa 1,6 Billionen Euro netto an West-Ost-
Tranfers von 1990–2010) werden überse-
hen.

Obschon sich objektiv eine Angleichung
in den letzten zwanzig Jahren auf vielen
Feldern ergab, zeigen sich in der subjek-
tiven Bewertung der einzelnen Dimensio-
nen deutliche Unterschiede. Warum dem
so ist, vermögen die Autoren nicht plau-
sibel zu erklären. Ihre Scheu, Nachwir-
kungen systembedingter Prägungen stär-
ker in die Analyse einzubeziehen, verhin-
dert dies offenbar.

In einem interessanten Artikel beschäfti-
gen sich Denis Gerstorf und Gert G. Wag-
ner mit der Lebenszufriedenheit am Ende
des Lebens in Ost und West. Während die
Zufriedenheit im Laufe des Lebens in et-
wa stabil bleibt, sinkt sie – erwartungsge-
mäß –, wenn das Sterben bevorsteht. Et-
wa drei bis fünf Jahre vor dem Tod geht
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die Lebenszufriedenheit – so verschiedene
Studien in verschiedenen Ländern – dra-
stisch zurück. Es zeigt sich aber, daßWest-
deutsche am Lebensende über ein deutlich
höheres Wohlbefinden berichten und der
Rückgang ihrer Zufriedenheit am Lebens-
ende später beginnt als bei Ostdeutschen.
Die Autoren führen dies auf den höheren
Wohlstand im Westen und gesundheitli-
che Nachwirkungen aus der DDR-Zeit zu-
rück.

Joachim R. Frick und Markus M. Grab-
ka lassen bei ihrer Betrachtung der per-
sonellen Vermögensverteilung in Ost und
West die Anwartschaften an die gesetz-
liche Rentenversicherung außer acht, so
daß die bestehenden Unterschiede stärker
ausfallen, als sie tatsächlich sind. Betrach-
tet werden die Nettovermögen, die zudem
von im Verlauf schwankenden Bewertun-
gen von Häusern und Grundstücken ge-
prägt sind. Im Vergleich der Pro-Kopf-
Nettovermögen läge der Osten im Jahr
2007 im Durchschnitt bei etwa einemDrit-
tel des Westniveaus. Dies widerspricht an-
deren Berechnungen, die von einem höhe-
ren Anteil des Ostens (zwischen 40 Pro-
zent und 50 Prozent) ausgehen.

Die verschiedenen Beiträge zu politi-
schen Einstellungen und politischem En-
gagement im Ost-West-Vergleich bringen
ebenfalls nichts Neues. Dies betrifft die
unterschiedliche Parteienbindung ebenso
wie den Stellenwert von Politikern. Für
die Messung ausländerfeindlicher Einstel-
lungen werden Items herangezogen, die
schon seit geraumer Zeit zu recht kriti-
siert werden, so zum Beispiel die Items
„Die in Deutschland lebenden Ausländer
sind eine Belastung für das soziale Netz“
oder „Die in Deutschland lebenden Aus-
länder sind eine Bereicherung für die Kul-
tur in Deutschland“ oder „Die in Deutsch-
land lebenden Ausländer begehen häufi-
ger Straftaten als die Deutschen“. Die-
se drei Items drücken empirisch umstrit-
tene Sachverhalte aus. Selbst wenn die
Items empirisch belegt sein sollten, dürf-

ten die Befragten nicht zustimmen, anson-
sten würden sie als rechtsextrem einge-
stuft. Hinzu kommt: Wer generalisierende
Fragen stellt, erhält pauschale Antworten,
aber das ist wohl auch der Sinn der Sache.
Der Anteil von Personen mit rechtsextre-
mistischen Auffassungen soll offensicht-
lich möglichst hoch sein.

Gleichwohl: Da Personen in Ost und West
die gleichen Items vorgelegt wurden, ha-
ben die Ergebnisse einen gewissen ver-
gleichenden Aussagewert. Es kommt her-
aus, was man vermutete: Fremdenfeindli-
che Einstellungen sind im Osten stärker
verbreitet als im Westen. Die Autoren dif-
ferenzieren nur zwischen stark fremden-
feindlichen und schwach fremdenfeindli-
chen Einstellungen und erhalten mitunter
sogar Ergebnisse von über 100 Prozent.

In ihrem anregenden Artikel zu Einstellun-
gen zur Demokratie hebt Edeltraud Roller
hervor, daß sich zwar absolute Mehrhei-
ten in Ost und West allgemein für die De-
mokratie aussprechen, aber bezogen auf
die praktizierte Demokratie weiterhin eine
deutliche Differenz vorhanden ist. Im Jahr
2009 halten 36 Prozent im Osten gegen-
über 76 Prozent imWesten die in Deutsch-
land vorhandene Staatsform für die beste.
Bei der Zufriedenheit mit der praktizierten
Demokratie unterscheiden sich die Gene-
rationen kaum, so daß eine beträchtliche
Ost-West-Differenz auch bei jüngeren Ge-
nerationen vorhanden ist.

Roller führt dies auf verschiedene Fak-
toren wie unterschiedliche Wertorientie-
rungen, unterschiedliche Einkommensver-
hältnisse usw. zurück; die Identifikation
mit der DDR schließt sie ebenso aus wie
monokausale Erklärungen. Sie argumen-
tiert aber durchaus pfiffig: Die Akzeptanz
des heutigen politischen Systems könne
im Osten stabilisiert werden, wenn die
PDS erfolgreicher würde. Ansonsten führt
sie als Gründe neben der Abgrenzung zu
den Westdeutschen die schlechtere ökono-
mische Situation an.
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Abgesehen von einzelnen Ausnahmen ist
das Fazit der Beiträge eindeutig: Die Ost-
deutschen waren und sind benachteiligt.
Was sie positiv in den zwanzig Jahren der
Wiedervereinigung erreicht haben, wird
marginalisiert. Die katastrophale Schluß-
bilanz der DDR wird zumeist ebenso igno-
riert wie die Nachwirkungen unterschied-
licher Prägungen und Sozialisationen. Da
es zudem an einem die einzelnen Beiträge
verbindenden Schlußkapitel fehlt, legt der
Rezensent das Buch etwas ratlos beiseite
und fragt sich, ob sich bei der Analyse des
Wiedervereinigungsprozesses durch mehr
oder weniger linke Sozialwissenschaftler
nicht fortsetzt, was die systemimmanente
DDR-Forschung vor dem Fall der Mauer
praktizierte: Fehldiagnosen.

Klaus Schroeder
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